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über die um Duamstag,den 29. September 1928 in der 
Aula ve: Öberreulschule zu Saurbrücken (Lundwehr- 
platz)stattgefundene Sitzung des Lundesrütes. 


Der Vorsitzende, Ministerielrut Ko ßB nm u n n,eröffnet um 
10 Uhr 20 Minuten vormittags die Sitzung. 


Seitens der Regierungskomnmission ist anwesend: 
Herr Stuutskommissar ‚Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch. 
Entschuldigt fehlen Jie lütglieder: 


Beeker (Z. )-Suarbrücken; Schmidt (2, 2 Homburg; Dr. Max 
v.Vopelius (L,V. )-Sulzbach; Wagner (H.u.L. )-Picard; 
Wilhelm (2. J-Wehrden. 


Auf der Tagesordnung stehen folgende Funkte: 


1.Abänderung der Gewerbeordnung | A 

2.kbänderung des $ 26 der Verordnung betr.Zuständigkeit 
und Prozessordnung des Sondergerichts, | 

3.Bildung von Schulkomnmissionen, 

Pen abo Hei der Besoldung der Beumten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. 


Vorsitzender: Es ist ungesagt worden,den Funkt 3 betr.Bildung von 
Schulkommissionen abzusetzen für die nächste Sitzung.\iir be- 
ginnen &lso mit funkt 1: | 


Abänderung der Gewerbeordnung, 
Das \ort hierzu hat der Abgeordnete Kiefer! 
jerungskommission einen &rluö heraus,welcher den Deginn der 


-ünften Sitzungsperiode des Landesrates,sowie dia lagesord- 
nung dieser Sitzungsperiode bestimmte.Unter Funkt 10 fimu- 


Kiefer (Z.): Meine Dumen und Herren! Am 17.Juli ds.Js. gab die Re- 
T 


rierte: ” Abänderung der Gewerbeordnung"”.Aus dieser Kennzeich- | 


nung konnte kein liensch erkennen,um was für eine Abänderung 


es sich händelt. Einige unter uns- unverbesserliche Optimisten- 


glaubten, die Regierung wolle die Gewerbeordnung gemäß den von 
unserer Fraktion gestellten Anträgen abändern,um so einen Be- 
weis davon zu geben,die VWünsche der gewählten Volksvertreter 
zu respektieren.Rückfragen beim Landesratssekretariat ergaben 
jedoch,daß dieser Punkt der Tugesordnung eine fulsche Kenn- 
zeichnung trug; denn es handelte sich gar nicht um eine Ab- 
änderung der a A Er um die nuchträgliche Be- 

‚tachtung einer in Kraft befindlichen Verordnung und zwar 
er ın eigenmächtiger und ungesetzlicher Form vorgenommenen 
Anderung des $ 152 der Gewerbeordnung vom 2.\ki 1923. 

Nach unserem und des Volkes Daäfürhalten wäre es 


richtiger 
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richtiger gewesen, wenn die Saarregierung, anstatt 
dem Landesrat eine zweite Be p SEINE zuzufügen, 
den alten Rechtszustand wiederkergestellt hätte, 
nach Beendigung des Streiks der Bergleute. Dann 
hätte sie wenigstens im Sinne des Völkerbundsrates 
gehandelt, Das hätte ganz ine und klanglos ge- 
schehen können. Es zeugt gerade nicht von Re- 
ee und Klugheit, eine eigenmächtig 
und auf ungesetzlichem "ege in Kraft gesetzte Ver- 
ordnung; die vom ganzen Saarvolk auf das Intschie- 
denste abgelehnt wurde und beim Völkerbundsrate 
sehr gemischte Gefühle ausgelöst hatte, nachträglich 
begutachten zu lassen. dn der Saarregierung schel- 
nen sehr schlechte Psychologen zu sitzen, sonst 
hätten sie wissen müssen, daß eine solche Art der 
Gesetzesmacherei, eine solche Form, den Landesrat 
mit einer Begutachtung zu betrauen, die Kluft 
zwischen Regierung verbreitern und vertiefen muss. 
Denn nicht verletzt und trennt mehr als Hohn. Und 
Hohn ist es, was sich in der Art_ der Behandlungs- 
weise, die gerade in dieser Angelegenheit dem Lan- 
desrat widerfährt, ausdrückt. Sie beweist, daß die 
Regierung aber auch nicht die gen ste Rücksicht 
nimmt, auf gewisse gewichtige Jmponderabilien, die 
gerade ‘sie auf ihrem exponierten Posten respektieren 
müsste. Es ließe sich über diesen Gegenstand da 
ein satyrischer Roman schreiben, wenn man die Ge- 
ch dieser ungesetzlichen Verordnung betrach- 
Ele 

Die Verordnung wurde ohne Anhörung des Lan- 
desrates, ohne; daß irgend ‘ein Anlass dazu bestand, 
am 2. Mai in Kraft gesetzts Dieser Ukas wirkte wie 
ein Blitz aus heiterem Hiimel auf die streikenden 
Bergleute und das Saarvolk. Am 14. Mai trat der 
Landesrat zusammen; Außerhalb der eb ind. | 
rahm er in einer Erklärung pflichtgemäß gegen as 
ungesetzliche Vorgehen der Regierung Stellung: 
Die Verordnung fand einmütige Verurteilung und wur- 
de deren baldige Beseitigung verlangt. "ollte die 
Regierung nur ein klein wenig Gewicht auf die Volks- 
BeanE auf die je Fri der gewählt en Vertretung 
des Volkes le en, dann durfte sie diese Verordnung 
nicht zur nachträglichen Begutachtung Fortegen, 
sondern musste sie beseitigen. Derselbe Feder- 
strich, mit dem sie in Kraft gesetzt worden war, 
hätte auch zu ihrer Beseitigung genügt. Das musste 
die Regierung tun, auch wenn die Väter der Verord- 
nung in Paris darob erbost gewesen wären. Ein klein 
wenig müsste sie ihre Handlungen doch em Volkswillen 
orientieren, und dieser war unzweideutig zum Aus- 
druck gekommen vor allem durch den Landesrat, der 
das Vertreuen des Saarvolkes besitzt. Das bewiesen 
doch die letzten Kommunalwahlen, wo trotz organisier- 
ter Streichung bestiunter Kandidaten die such Nit- 
glieder des Landesrates sind, diese doch gewählt 
wurden, oder, wo das Streichungsmanöver nicht recht- 
zeitig erkannt und pariert worden war, doch durch 
den "illen des Volkes in kommunale Körperschaften 
kamen. Wenn eine Volksvertretung, die sich auf das 
Vertrauen des Volkes stützen kann, etwas geschlossen 
ablehnt, wenn sogar ein Mitglied der Re jerungskonm- 
mission selbst die Tat verwteilt, dann durften die 
übrigen Regierungsmitglieder um ihr Verhalten nicht 
mehr verlegen sein, ‘Sie durften umsoreniger verle- 
gen sein, | RE RE HAN: 
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wo doch auch der Völkerbundsrat anlässlich seiner 


vorletzten Tagung in einer aus hochpelitischen Er- 
wägungen heraus Ziemlich frisierten Resolution 
"der Regierungskommission ans Herz BeTERN hatte", 
"bald zu dem ordentlichen Rechtszustand zurückzu- 
kehren". Das war doch ein deutlicher "ink mit dem 
Zeunpfahl. Der Rat hatte dabei, wie ausdrücklich 
in der Resolution hervorgohoben ist, die Notver- 
ordnung Nr.2 und die Streikpostenverordnung im 
Auge gehabt. 

Halten wir folgendes fest: Ohne Anhörung 
des Landesrates wird auf ungesetzlichem u: die 
Verordnung in Kraft gesetzt. Sofort nach B& annt- 
werden erheben die am Streik beteiligten Personen 
einen ablehnenden Protest. Am 14.Mai erfolgt der 
Protest des 'Landesrates und die Forderung nach Zu- 
rückziehung. Der Völkerbundsrat verlangt die Her- 
stellung des früheren Rechtszustandes. Diesem a 
Standpunkt schließt sich sogar der sogenannte ee | 
"Studienausschuss" an, was gewiss etwas heißen will» 

Trotzdem nachträgliche Begutach ung. MWahrlich, ‘ 
schlimmer kann ein Volk nicht verspottet ‘werden. 
Trotzdem behält der Landesrat die Nerven... Er wäll 
der Regierung und der "elt beweisen, daß er bis 
zum Aeußersten geht in dem Bestreben, eine Basis 
zu schaffen, vonder aus gemeinssm am "ohle des 
Volkes gearbeitet werden kenn. Daher nimmt er 
nicht die Plenarberatung am 28. Juli auf, sondern 
lässt der Regierung Zeit, den Auftrag des Völker- 
bundsrates auszuführen; So und nicht anders ist 
das Verhalten des Landesrates oder seiner NMekrheit 
am 28. Juli und in der späteren Sitzung zu ver- 
stehen, wo der Herr Stektekemnlengr uns mit Engel- 
zungen zu einer anderen Haltun.. zu bewegen versucht. 
Es war bei Gott nicht die Absicht dabei, etwas zu 
verschleppen, an dem die Arbeiter stark interes- 
zen ‚ so wie man vielfach hinzustellen be- 
iebt. 
| "ir haben nun der "'elt den Beweis erbracht, 
deß wir bis zum Aeußersten gegangen sind in unserer 
Bereitwilligkeit, die im Jnteresse des Volkes not- 
wendige Basis zum gemeinsamen Arbeiten zu schaffen. 
Unser Verhalten: wiegt um so schwerer, da es sich 
gerade um eine Frage handelte, ‘die uns die Bevweis- 
erbringung nicht leicht machte. Aber die Regierung 
verharrte auf ihrem Standpunkt, sie will mit der 
gewählten Volksvertretung keine Basis finden, sie 
will seltstherrlich Segen. den "illen des Volkes 
regieren. 
.. #8 ist selbstverständlich, daß wir die 
Verordnung rzblehnen und zu ihr dasselbe zu sagen 
haben, Was wir damals gesagt haben, als uns die 
Notverorönung Ni.1 zur nachträglichen Begutachtung 
vorgelegt worden 'ar. Der sogenannte "Amnestieer- 
lass", der allen Sündern gnädigst Nachlass gewährte, 
kann unsere heinung nicht mildern. Denn einmal war 
es nur eins schöne Geste nach Genf hin, um dort in 
gewisser Beziehung abmildernde "irkung 
zu erzielen, sowie dem französischen Vertreter 
eine bessere Verteidipungsgrundlage zu schaffen, 
denn gab es fast gamichs nachzulassen, da ja keine 
streikenden ot a von Gerichts wegen bestraft 
zu werden brauchten. Das Unrecht, das große 


Unrecht, DD 
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Unrecht, das unserer deutschen Saarpresse zugefügt | 
»uwzus durch die Notverordnung, hat der Amnesticer- 4 
lass doch nicht sus der "elt schaffen können und | 
auch den Schaden nicht ersetzt, der ihr durch die Er- 

scheinungsverbote entstanden ist, Solche noblen e 
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Gesten nutzen uns gar nichts, nehr genutzt hätte | 
der Regierung und dem Saarvolk, wenn sie weder die "N 
Notverordnung noch die Äntistreikverordnung erlassen nr 


oder schon längst wieder außer Kurs gesetzt hätte, 

Jch will in kurzen Zügen die allgemeinen 
Gründe kennzeichenen, die uns zur Ablehnüng dicsses 
ungesetzlichen Ausnahmegesetzes bestimmen müsscn. 
Mitden zuslassungen des Herrn Staatskommissars und 
sonstigen wichtigen Frsgen wird sich mein Kollege 
Karius befassen. | | 

"ir lehnen die Verordnung betr.Aenderung des 
$ 152 der Gewerbeordnung ab, weil ihr Lrlass und ihr 
Bestehen bedeutet: 

l. eine Missachtung der Bestimmungen des Saar- 
statuts, also der Bestimmungen des Versailler 
'. Vertrages; 
2+ eine Missachtung der gewählten Volksvertretung 

des Saargebietes, mithin auch des Scarvolkes ; 
3. „eine Beleidigung der Saarbergleute; 
4. die ochaffung .ines Ausnahmegesetzes schlimn- 
ster Art; 
5. eine Verhunzung des Völkerbundsgedankens; 
6. eine Missachtung des “'illens des Völkerbunds- E 
rates. | 1 
Meine Damen und Herren! I 
Eine Missachtung der Bestimmungen des Saar- 4 
statuts: Jnwiefern hier eine Missachtung vorliegt, 4 
ist schon xlar in der gmeinsamen Erklärung des Lendes- | 
rates vom 14.liai zum Ausdruck gebracht. Eine "ider- 
legung seitens der Regierung ist nicht erfolgt. Jn | 
dieser E:klärung ist gesagt, daß der $ 19 dos Saar- 1 
statuts als rechtliche Unterlage für den Erlass der '# 
Veroränung nicht in Frage kommen kann, weil die 
Verorunung ksinen Akt der iegie rungsgewalt darstellt, 
sondern ein gesetzgeberischer ist, der sich nur aus 4 
$ 23 herleiten lassen könnte, sofern eine solche Ver- i 
ordnung überhaupt nach den hier geltenden Bestimmungen 
zulässig wäre. E 
Der $ 152 der Gewerbeordnung zsilt als ein Be- | 
standteil der Gesetze, die nach 9 253 des Saarstatuts ' 
weiterhin im Saargebist in Krsft bleibnm,. Bine Aend- 4 
rungderse lben darf nur nach Anhörung der gewählten Ver- 3 
‚treter der Binwohner erfolgen und wenn diese Aönderung "% 
aus Gründen der aligemeinen Oränung oder um diese Ge- 
setze und Verordnungen mit den ee des Ver- 
sailler Vertrsges in Einklang zu’bringen, notwendig 
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ist, Gründe allgeminsr Ordnung lagen nicht vor. auch N 
keine Ursache zu einer Jneinklengbringung mit den Be- E 
stimmungen des Versailler Vertrages, Auch waren N 
nachweisbar weder Eisentum noch Personen durch die 
Streikenden bedroht, worauf die Regierungskommission 'E 
sich nach $ 30 Abs.3 des Saarstatuts buzieht. Der 


erüchtigte $ 153 der Gewerbeordnung, für dessen Be- 
seitigung die Arbeiterschaft ein nn 
"erbitter 
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erbittert kämpfte, weil er die Bestimmungen des 

& 152 zum Teil illusorisch machte, fiel am 29.Mai 

1918. Das war das sichtbare Zeichen, daß eine "en- 

ne der Verhöltnisse eingetreten war, daß die i 

deutsche Arbe:terschaft nicht mehr unter Ausnahme- 

esetzen leben sollte, Nie Bestimmungen dieses ge- “ 
I 





Tallenen Paragraphen hat die Regierunsskommission 
durch die Zusaätze, die sie aus nacktem Machtwillen 
heraus dem $ 152 gegeben hat, noch weit übertroffen, i 
Sie stollen einen Abklatsch jener scharfmacherischen N. 
| | Fee ne | 
estimmungen dar, die im Jahre 1891 dem$ 153 an- | 
fänglich zu geben versucht wurden. Jn der Auffin- ,. 
aung scharimacherischer Bestimmungen ist die Regie- 
rung des 5» argebietes äußerst großzügig, während sie 
das Gute geflissentlich übersieht, das inzwischen 
on Doutschland auf arbeitsrechtlichem und sozialem 
Gebiet geschaffen wurde, dessen Einführung im Saarge- 
biete von der gesamten Arbeitnehmerschaft seit J:h- 
ren immer wieder gefordert wird, und im Jrnteresse 
des wirtschaftlich-sozialen Fi edens schon längst 
eingeführt sein müsste. Die Regierungskommission 
hat nach $ & des Saarstatuts bei Festsetzung der 
Arbeitsbedingungen und Arbeitsstunden «die von Völ- 
kerbung angenenmenen Grundsätze in Betracht zu zie- | 
hen. Jeh "ill nicht einmal darauf verweisen, daß a 
sie aush die von den örtlichen Arbeiterorganisationen 
eäußerten Fünschco ebenfalls in Betracht zu ziehen 
at. weil sie das bisher doch nicht getan hat, trotz 
beharrlicher Forderung, der Gewerkschaften. Die für 
den Völkorbund anzeno.menen Grundsätze, die zu be- 
ach3er für die Regisrungskommission zwingenues Recht 
ist, sind im Teil 13 des Versailler Vertrages unter 
Organisation der Arbeit er Unter diesen 
ist Artikel 427, Punkt 2, zur Beurteilung der Ver- 
ordnung von Bedeutung: " Das Kecht der Voreinigun 
zu allen den Gesetzen nicht widers, rcchenden Zwecken 
sowohl für den Arbeitnehmer wie aueh für den Ärbeit- 
zseber. "” Das Recht der Vereinigung schließt das 
Recht auf alle Folgen derselben in sich, die mit den 
ordentlichen Gesetzen nicht in "iderspruch stehen. ‘ 
Dazu gehört auch das Kecht des Streikpostenstehens. 
Dieses wurce aber dureh dic Verordnung vom 2. Mei 
Bues% beseitigt. Es vurde beseitigt, nicht weil 
isentun older Personen gefährdet 'aren, nicht weil 
etwas nit den Bosticmungen des Versailler Vortrages 
in Binklang gebracht werden sollte, nicht weil Grün- 
de ger aligemsinen Ordnung das verlangten, sondern 
wei. aurch das Ausnahmegcesctz dem Iranzösischen 
Staat als Besi zer der Gruben Hilfe geleistet, der 
Streik abgemurkst werden sollte. Der Erlass der 
Verordnung ist cine klare Missachtung der Bestimmun- 
gen des Versrillor Vertrages, das hat auch der Völ- 
Rorbundsrat empfunden.- Anstatt, vie cos ihre Pflicht 
mare, durch Ausbau der arbeitsrüöcht.iichen und Ssozia- 
len Gosetzgebung dem sozialen Frieden zu dienen, wird 
dieser in der schliansten "sise durch scharfmacheri- 
sche Veroraänunsen gefährdet, "”äre es nicht viel 
richtiger, der Präsident dor Regierung l®@te ondlich 
einna., sein "ort ein, das er am Grabe der Saarıel- 
lineer Bxplosionsopfer gegeben hat? Le:irer und 
Landwirto haben ihre Berufsvortrotungen in ‘einer 
lehrer= und vandvirtschaftskammer bekommen. Yarum 
wird nicht den Arbuvitnchmern dassclbo gegeben? \larum 
baut 
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baut man das Schlichtungswesen nicht nach deut- 
schem Muster aus, das geeignet wäre, die die Gi- 
santheit schädigenden "irtschaftskänpfe hintanzu- 
halten durch gerechte unparteiische Schlichtung der 
Streitfragen? "arum gibt man den Vertretungen der 
Arbeiter- und Angestelltenschaft in den Betrieben I 
keine größeren Rechte? "Yo bleibt der Schutz der 
Tarifverträge, deren gesetzliche Sicherung, wo die | 
Schaffung eines Tarifamtes? Das wenige autonome 
Arbeitsrecht, das sich im Saargebiet heranbilden 
‚konnte, findet keine gesetzliche Sanktionierung ven 
Stratswegen, wie das in Deutschlan“ dauernd geschieht. 
Wo bleibt die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit 
für den Bergbau und die übrigen Betriebe? wo eine 
ausreichende Arbeitslosenunterstützung und die ge- 
setzliche Regelung dieser Frage? Die Gewerkschaf- 
ten wenden die größten Mittel auf, um ihre Arbeits- 
losen zu unterstützen, während die Regierung ver- 
sagt. Tas nutzen Tubsrkulossschutzmaßnahmen, wenn 
man den Tuberkuloseherden nicht zu Leibe rückt, 
sondern Taus.nde von Menschen in Not und Elend 
sitzen lässt! Sage man nicht,es sei kein Geld oder 
nicht genug Geld da. Die Bezahlung der in der Re- Hi 
ierungskommission sitzenden französischen ae 
räuleins und sonstiger Personen, die Nachzahlung 
eroßer Sumuen an diese und andere Personen in Re- 
Bea spra sen spricht vom geraden Gegenteil. 
Tei£en ss doch die Spatzen von den Dächern, daß 
dic ausländischen Angestellten weit höhere Gehälter 
beziehen als die deutschen. Also Geld in Hülle und 
Füle ! Angesichts solcher Verhältnisse fordern wir 
die baldige Regelung der Arbeitslosenfrage, zumal 
die Zahl der ırbeitslosen nicht klein ist. Nicht 
etwa als alleinige Folge des Streiks, wie der vier- 
zehnte Bericht der Regierungskommission es darzu- 
stellen beliebt, sondern auch als Folge der Re- 
ge Je ee im Saargebiet. Dice Altpensionäre 
: ost man weiter mit ihrer entwerteten Mark hungern. 
Alles das, was ich in arbeitsrechtlicher und sozia- 
ler Hinsicht gestreift habe, gemeinsem mit dem Lan- 
desrat zu rogeln, wäre im Sinne der Bestimmungen für 
die internationale Organisation der Arbeit ebenso 
wico im Sinne des VersailE r Vertrages gehandelt. Die 
Verordnung vom 2. Mei hingegen ist ein blutiger Hohn 
auf diese Bestimmungen, ist eine Missachtung der- 
selben, weshalb wir deren Beseitigung fordern. 4 
Di Verordnung ist auch insofern cine Hiss- 
achtung des Saarstatuts, weil sie ohne Anhörung des % 
Lendesrates in Kraft gesetzt wurde, mithin nach un- 
serer Verfassung ungesetzlich ist, Die Regierung 
kann sich freuen, daß die erste Nottcrordnung nicht 
mehr gilt. Jn Art. 2a hieß es da: " wer den Frie- 
Gensvertrag von Versailles verächtlich macht, wird 
mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und bis zu 10 000 
Frenes bestraft." "ürde diese Verordnung noch beste- 
hen und dio Regierung wollte konsequent handeln, dann’ 
hätte sis nach Erlass der Notrerordnung und nach 
Erlass der Antistrcikverordnung sich vorhaften und 
aburteilen lassen müssen,» Denn verächtlicher kann 
man den Versailler Vertrag nicht mehr machen, als 
es hior durch die asaoh kung seinss Geistes und 
seiner Bestimmungen geschehen ist. .\ber anstatt 
daß die Regierung ücm landesrat dafür dankbar ist, 
daß or durch scin Sturmlaufen gegen die Notvcerord- 
nung .doren Milderung verursach t, mithin ihr die 
| cigene 
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eisem Verhaftung ersparte, missachtet sie ihn 
noch mit einer nachträglichen Begutachtung der 
Antistreikverordnung. Jnwiefern diese Verordnung 
cino Missachtung des Lendesrates und somit des 
Saarvolkus bedeutet, habe ich eingangs ausführlich 
dargelegt. Jch will in diesem Zusammenhang nur auf 
Folgendes vorweisen: Geht es um Lebensfragen des 
Saarvolkos, um Grundrechte der Arbeiterschaft, dann 
scht die Regierung absolutistisch vor, ohne sich 
um Lenäcsrat, Versailler Vertrag und Völkerbundsrat 
zu kümmern: iu schmeißt uns nachher etwas zur Be- 
gutachtung hin, was schon in Kraft ist, das heißt 
so viol: Zerrt dran herum wie ihr wollt, ich mache 
doch was ich will.  Handolt os sich aber um eine 
Frage, die von der Regierung zwar allcin gelöst wer- 
den könnte, die aber gecignet ist, Ziietracht unters 
Saarvolk zu bringen, dann spart sie solche Fragen 
tür den Landesrat auf. Erinnert sci da nur an die 
Fostsctzurm der Mioten im Jahre 1922, die die Re- 
Being seanz gut aus eigener Kraft dor Geldentwer- 
une hätte folgen lassen könnon, Yarum tat sie os 
nicht? Um uns gleich zu Beginn unserer Tätigkeit 
cinen Zankapfel hinschmcißen zu können. Wenn die 
rn nur geglaubt haben solltc, uns mit einer 
nechträglichen Begutachtung ärgern zu können, dann 
irrt sic sich. Sic setzt Sich mit dieser Methode 
in den Ausen der demokratischen "elt herab, sic 
hat sich damit in ein schlechtes licht sesetzt. "oil 
wir nun eine Missachtung des Landesrates und des 
Saarvolkes nicht gutheißen können, müssen wir die 
Beseitigung der Verordnung vom 2.Mai verlangen. 

Bine Belcicigung der Bergleute. Herr 
Präsident Rault hat seinerzeit in Genf sehr viel von 
dem Schutze der Gruben geredet, von der Sicherung der 
ungestörten Ausbeute und dabei sich Auf Pflichten 
berufen, die ihm der Versailler Vortrag auferlegt 
habe, Wit einer solchen Bewcisführung suchte er 
acn Erlass der Notverordnungen und dor Antistreik- 
verordnung zu begründen. Zine Frage; "arum crin- 
nöort sich der Herr Präsident nicht immer ebenso 
gewissenhaft sciner Pflichten, wenn cs sich um den 
SEHUSL%- von .. schwul. naolt? Deinerzeit sind viele 
Hunderte von Saarländern aus ihrer Hoimat vertric- 
ben worden, onne daß man ihnen ctwas zur last legen 
konnto, und heuto noch erfolgon Ausweisungen. BE 
ist uns noch nicht bekannt geworden, daß der Herr 
er silund zum Schutzc disscr Menschen irgond etwas 
untcrnomacn hätto. Hine weitere Frage:Lag cine Not- 
wondiskeit für den Lrlass der Antistreikvorordnung 
vor? Jm viorzcehnton Bericht an das Goneralsckreta- 
riat des Völkerbundsrates ist schr breit über den 
Streik berichtet, Dic Regierung hat die Dinge von 
ihrem Standpunkte. aus kargostoltt und Verständnis 
Tür den Erlass 'sämtlicher Notverordnungn zu er- 
wecken gesucht. Jn diesen Bericht ist nun u.a. ge- 
sagt: " Der Generalstroik war gekonnzcichnet durch 
soine Dauer und dic vollendete Orsanisation, die dic 
Arbeitsrgewckk schaften bowiosen haben. " Hier hätte 
dio Rsgicrung dahinter schreiben sollen: ."Die Organi- 
sation war so vollondot, daß cine Disziplin gewahrt 
wurde, do einfach üborraschend war. Auch dic Ruhe 
und Ordnung mırden in cinon bisher - wenigstens in 
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Frankreich - nicht bcobachteton Maße bewahrt. 
Die Streikenden mieden die Gasthäuser, veranlass- 
ten die Hirte, abends um 9 Uhr die Lokale zu 
schließen und gaben der örtlichen Polizei keinor- 
lei Anlass zum BEinschreiten. Trotzdem hatte ich 
es für gut befunden, das hier licgende französische 
Militär zu verstärken, Gruben und Bergmannsorte 
besetzen zu lassen, in der geheimen Hofinung, daß 
es dadurch zu Unruhcn käme und so der Anlass zur 
Niederschlagung des Streikos geschaffen würde. 
Leider haben die Streikenden eine wirklich so vol- 
lendete Or.sanisation gehabt, daß sogar Milit.r- 
attacken, Provokationen durch Spitzel und Totschläge, 
verübt durch Arbeitswillige, sie nicht aus ihrer 
Ruhe zu bringen vermochten. Da griff ich zu einen 
anderen Mittel, weil der Streik Paris und der Gruben- 
verwaltung höllisch unangenehm wurde und habe die 
Antistreikverordnung erlassen, Aber auch das war 
ein Fehlschlag, denn obwohl keine Streikposten mehr 
estellt werden konnten, hat sich dic Zehl der Ar- 
Beitswilli en nicht vwermchrt und blicben auch die 
Versuche, die die Grubenverwaltung mit den beiden 
Abtrünnigen Becker und Krämer Ba talite, vollständig 
zwecklos. Jch habe eingeschen, daß ich falsch gehan- 
delt habe, weshalb ich die Antistreikvsrordnung 
nach Boendigun des Streiks wieder außer Kraft setz- 
te. Jn Zukunft werde ich es mir dreimal überlegen, 
ehe ich nochmals etwas derartige Ungeschicktes an- 
fange. “ Meine Damen und Herren! Soll ich dem 
noch etwas hinzufügen? Nein, die Antistreikverord- 
nung war nicht notwendig wegen dem Verhalten der 
streikenden Bergleute. "arum sie orlasscn wurde, 
habe ich vorhin in der Ergänzung zum Regierungsbs- 
richt gesagt. | 
Bien. man ging in gewissem Sinne klug vor. 
Der " Saarkurier " musste täglich Berichte über 
angebliche Terrorfällo bringen, nach Ferrys Anvei- 
sung wurde durch Becker-Kränmer der Versuch zur 
Sprengung dor Bergleute gemacht, un so den Boden 
tür den Erlass der Antistreikverordnung vorzubereiten. 
Und just in dem Augenblick, wo einflussreiche Per- 
sönlichkeiten, deren Namen intemationalen Kla 
h®en, sich um die Beilegung des Konfliktes in Genf 
und Paris bemühten, da platzt die Bombe der Anti- 
streikverordnung. Das sollte für die Gewerkschaf- 
ten ein "ink mit dem Zeunpfehl scin, jetzt Schluss 
zu machen, da sonst der Streik niedergeschlagen wür- 
de... Die Streikenden hatten nicht den geringsten 
Anlass durch ihr Verhaltn für den Erlass gegeben. 
Nifgends wurde auch nur eine laite ron „inem Gruben- 
zaun abgerissen, geschweige sonst ctwas zerstört. 
Die Arbeitswiliigen bekamen kein Haar gekrümnt, wenn 
sic nicht £röoch und herausiordernd wurden. Es war 
arnicht lie: sio mit starken Militär- und | 
Gendarurisaufgebotcn zur und von der Arbeitsstelle 
bringen zu lassen. wodurch nur dem Saargebiet unge- 
heusreo Tasten auferlegt wurden, Andererseits aber 
mirden £ Sireikende durch Arbeitswillige getötet und 
£ weiters so schwer verletzt, daß ihr Leben. lange 
in Gefahr schwebte undbei seinen werden die Arzte 4 
noch zu entscheiden haben, ob ihm nicht sin dauern- E: 
des Siechtum zugefügt wurde, Men hat aber nichts 2 
| davon A_J> 
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davon gcohörti daß die. Regierung Maßnahmen zum 
Schutze dor Streikenden vor den Ucbergriffen des 
Militärs und der Arbeitswillienn goplant habco. Auf 
streikende Börgleute, dio Spazierstöcke trugen, wur- 
don Attacken geritten, während Arbeitswillige und 
Chefnachtwäshter im ungestörten Besitz cines VWalfen- 
arsenals sein konnten; da sage mal einer, es habo 
kein zweierlei Recht geherrscht! Zum Schutze der 
Gruben und der Arbeitswilligen war dio Antistreik- 
verordnung nicht notwendig. Das Recht auf arbeit 
der Suaarborgleute im Betrieb der Saargrube ist älter ı 
als das Besitzrecht des ncuen Besitzers. Mit ihrer 
arbeitstelle fühlen sich die Saarberglcutc traditio- a 
nell verwachsen; wöoshalb sie dic besten Schützer | 
Ber Gruben sindi Sie sind nicht so verrückt, sich 
ihre Brotauellen sclbst zu zerstören. _Jm Auslande 
musstc aber dic Verordnung den Eindruck orwccken, als 
ob die Ssarbergleute eine wilde Horde seien, für dic 
man eine " TR Te | " brauches 950 ist diese | 
Verordnung eine große Belei “gung are 1 
die auf eine ganz andere Einschätzung Anspruch haben. \ 
‘Sic haben sich wirklich mustergültig während des | 
»dtreiks benomman und eine ae ORG Beleidigung nicht 
verdient. Eine weitero Frage: "arum ist die Regic- 
rung jetut nicht cbenso fix bei der Hrnd, um zu de- 
kretieren, daß der französische Grubenbesitzer die l 
willkürlich entlassenen Berzleute wieder cinstellen i 
muss? Da zieht man sich schnell hinter Paragraphen 
zurück, die man beim Erlass der Notverordnung nicht 
beachtcote "arum? Vciles gegen ein französisches Un- 
ternehmen gehen würde. Beschen wir uns cinmal die 
Entlassungsgründe: Es wird in den meisten Fällen 
Minderleistung als Entlassungsgrund angegcben. Dafür 
mag die Antwort eines Entlassenen, dic er dom Direktor 
gegeben hat - und die für alle, denen man Minder« 4 
eistung vorwarf, gelten kann, nach den Untersuchungs- 
crgebnisson der Gewerkschaften -— bezeichnend sein: 
" Herr Direktor, dann kann ich es aber nicht verste- 
hen, daß ich schon 25 Jahre in einer Abteilung arbeite 
und noch immer über den Durchschrittslohn ee 
habe. “ Noir, die Entlassungen erfolgten aus demsel- 
ben Grunde, der den Erlass der Antistreikverordnung 
dikticrte. x 
Meins Damen und Herren! Kürzlich stand in der | 
Saargcbiotspresse ein nouer Begriff. Er wurde bei | 
irgend einer Regierungsveranstaltung für landwirt- | 
schaftliche Kreise von irgend eincm zismlichhohen Ri- 
jerungsbsamten geprägt: Er lautet: "Gute Saarländer" 
Aaıs ich diesen BegriifT zum zweiten Male las, ging es 
von selbst weiter: gute Saarländer, ungefährliche 
Saar.änder und gefährliche Saar.änder! Und da ging 
mir ein Licht auf. Gute Saarlämer belohnt man 
ungeiäöhrliche lässt man laufen und gefährliche be- 
straft man. So ein gefährlicher Saarländer scheint 
mir unser Herr Kollege Dr.Röchling zu scin, den man, 
- in erweiterten Sinne gedacht -— in einen Zwinger 
esperrt hat; gefährliche S>arländer scheinen auch 
je Borgliute zu sein, für die man vin Ausnahmoge- m 
setz, cine Zringervrerordnung schailt, die sie zu I 
Menschen 2. Klasse dogradierte, Noch cins in diesen | 
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Zusainnenhang. Die Berglcuts haban sich höchlichst 
sewundert, daß unser Herr “ Arbeitsminister " 
'uhrmenn sich bsi der ganzen Angelegenheit so ruhig 
und still verhielt, gar kein "ort fand, als die Rech- 
‚te der Arbeiter so stark beschnittun wurdın, was doch 
| in 






ie 2 


30 - 885 


doch in scin Ressort fällt. "ie gesagt, darüber 
minccrtw sich di. ganza Arbeiterschaft. l2Jic Saar- 
borglouto sind bravs deutsche Saarländer, die auf 
cin Prädikat vom Rogiörungstisch keinerlci Gowicht 
legen, sondern nur ihr Rocht vorlangen und gegen 
Beleidigungen oder ihre Kechtlosmachung mit allen 
erlaubten Mitteln ankänpfen. Und wcil dio Anti- 
streikverordnung cine Böleidigung der Borglaute dar- 
stcollt, verlangen sie geschlossen deren Zurückzic- 
hung. | 

Die Verordnung ist cin Ausnrhmogssetz. Ein 
Ausnchmegesctz schlimaster Art, das zwolorlei Rocht 
schafft. Jcdos Ausnahmegssetz hat sich noch immer 
gerächt. Und darüber mögen sich nuch unsere Regie- 
renden klar sein, daß sie durch Ausnehmegcesetze keine 
Jäeen aus der "elt schaffen. Das musste schon Bis- 
marck erkennen, der getiss ein starker Henn war. 
Sein Sozialistengosotz, das auch cin Ausnahmegesctz 
schlimnstor Art war, hat dic Jdee nicht zu ersticken 
vermocht, sondern im Gegenteil hat nun das Sozisli- 
stengesctz lediglich der Jdec des Sozialismus go- 
oient. Und so auch hier. Den deutschen Geverk- 
schaftsgedsnken wird dieses scharfmachsiischs Aus- 
nahmegesotz nicht töten und es wird ihm auch keinen 
Abbruch, tun. Denn das ist doch kcin Geheirmmis, daß 


os Ferrks Anweisungen gemäß de deutschen Gewerkschaf- 


ten schädigen sollts. Tir segen aber, cs hat ihm gc- 
dient. Dic gesamte \rbeitnohmerschaft wird os nicht 
vergossen, wer das Gesctz goschaffen hat und warum cs 
geschaffen wurds. "il us vin Ausnchmegesetz ist, 
veraen sis nicht sher ruhen bis es beseitigt ist. 
Sic wollen keine lienschen 2.Klassoa sein. | 
Bine Verhunzung des VYölke rbundsgad”nkens. 

Meine Dam:n und Herren! Ob der houtigo Völkerbund ein 
Jdse.l ist, wage ich nicht zu behaupten. 

(Z2rischonruf von Kommnistönscits: Itr> aie Mli- 

tardiktatur in Deutschland?) 

Ob die Fcgiorung in Russland cin Jueal ist, oder ob 
die Vzrhältnisse in Deutschl nd basser sind oder in 
Russland untsr der Diktatur sines Gessler oder Trotzky 
bliebe noch zu untorsuchen. 
- (Zuruf: "ollon wir doch nach Moskau gehen). 
äber der Völksrbundsged=nko ist cin Jdasl, dem alle 
Gutgssinnteon dicneoen müssten. Disser Völksrbunkzsdenk 
müsste nun im Szsargebict, dem Gebicte des Völkcerbun- 
des erprobt werden, der Sroße Gedanke, der den "olt-+ 
frisdon scheffen und sarantioren will. Jird diesen 
aber gedient durch gr Verör lHüne io di> Notrerarüe 
nung und div ıntistreikverordnung?® Eine schlimmerce 
K-rikatur kann man sich garnicht vorstellen! Gc- 
waltmaßnahmen, erlassen gögen cinco ruhige und bsson- 
none Bevölx rung, Ausnshmegcsctze, dio die gonze Zi- 
vıilisiertso "elt cntrüsten, sollen cin Spiegelbild dos 
Völkerbunszedankons suin? Dos großen Gcedankons, der 
dio Bastun der Monschhoit scit Jcher beschäftigt und 
bescolt hat? (Augustinus, Wo IlI.)! Des Gedankens, 
der nach den untsutzlichun Leidsn des \slikrieges 
und ciner Ialschen geistigen Linstollung politischer 
Mltmachthaber, ondlich der Menschheit sino | 
bessere Zeit, Sin xssorers Vorstchen anbahnen soll? 
Ur Ihm zu dicnen, mussten größore Gcistor ins Saar- 

obiet geschickt wordn, musston die Horrschaftsgs- 
üste, Frankr.ichs ganz anders; beschnitton werden. 
Bedonkon Sie: Jn späterer Zeit wird der Völkorbunds- 
gedenko auf der cincn Scitc cinaos Buchos 2 a 
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und auf dor anderen seine praktische Erprobung 
im Saargebict. Und als Zeugen der Erprobung 
stehen dann dic Notverordnungen Nr.l und 2 und 
die Antistreikvrerordnung. 0, wic klein worden 
denn dio Männor dastchen, die solchco Dokumonte 
der Nechwelt hinterlassen haben. Schen Sic das 
nicht cin? !enn ja, dann schleunigst ausradioren 
und hinweg mit diesen Vorordnungen, die den Völ- 
kerbundsgcdanken so schauderhaft verhunzen! 

Jhr "sitesrbosehen ist cino Missachtung des 
Willens des Völkorbundsratcs. Dazu braucho ich 
weiteres nicht mehr zu sagen, da das Horron, dio 
dcr vorletzten Genfer Do legation angchört haben, 
sicher noch tun worden. Nur das eino zum Schluss; 
Als Vertreter der Berzgloute fühle ich die Ver- 

tlichtung,all don Herren und Ratsmitglicdern. zu 

anken, dic sich um eine Beilegung des Streikos 
bemühten, die dic Antistreikverordnung verurtcilt 
haben, und der ee den einzigen guten Rat 
gaben, sic möglichst bald verschwinden zu lasscn, 
Dice mögen aus unscoren "iorton heute orkennen, daß 
wir und sämtliche Herren vom Landesrat im Saargo- 
bist nchzr um den Völkerbundsgedanken und um dic 
Durchführung der Völkcrbundsratsboschlüsse besorgt 
sind, als Mitglioder Regeln Seide: dos 
Saargcbictos sclbst. Und weil wir größtos Gewicht 
auf die Rsinhaltung des Völkerbundsgedankens und die 
Eirhaltung der Ratschläge und Beschlüsse des Völkor- 
bundsrates legen, fordern wir heuto dio Regierungs- 
kormission nochmals auf, diese ungchcucrliche Ver- 
ordnung baldigst verschwinden zu Lassen. 

( Iebhafter Beifall ) 
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| Präsident: Herr Petri het das Vort. 
Abs. Fe t ri ($oz2.): Meine Damen und Herren! Durch die Ab- 


änderung des $ 152 hat die Regierungskommission 
gezeigt, wcss Geistes Kind sie ist. Die Gründe, 
welche sie für ihre Maßnahmen angenommen hat, sind 
derart haltlos, daß man sich wundern muss, wico eine 
Negierung, die ernst genommen werden will und unbc- 
einflusst auf Grund _ dor realon Tatsachen ihre Rc- 
siorungsaufgaben vollziehen soll, zu solchen M«ß- 
nahmen übergehen kann. "ie lagen die Dingo? Der 
Bergarbeitsrstreik, welcher infolge dcs untakti- 
schen Verhaltens der Borgwerksdiroktion entbrannt 
war, hatte seine Ursache in der ungerechten, oit 
schmählichen Behandlung der Bergarb:iter durchdio 
französischen und deutschen Beamten und in der un- 
genügenden Entlohnung, welche durch die nach und 
nach einsetzenden Frankenpreise immer mehr ver- 
schlechurt wurde. Rechtzeitig haben die Borgar- 
beiter durch ihre Organisationen auf dem Verhand- 
lungswoge dic lohnfrage den Teuerungsverhältnissen 
anzupassen versucht. N-chem die Pircktion auf 
dis oogründeten Forderungen der Organisationen für 
höhere Löhne in Vorrerhandlungen keir Entgegenkommen 
zeigte, wurde euf Bsschluss der Vertreter der 
Bergarbeiter am 31. Dezember 1922 der Tarif | 
| gekündigt. 
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sckiindi te Jn den Verhandlungen, über den gekün- 
distn Tarif am 13. und 16. Januar, zeigte dio Berg- 
werksdircktion das ie Ya hpne von dem, was man Iintgs- 
genkommen nonnt. Trotz N.:chweis übor die onorm cin- 
gsctretenen Teuerung lehnte die Dircktion jede 'Lohn- 
orhöhung ab. Keinen Centim wolltca sie gcben. Ja 
man vorhöhnte dio Bergarbeiterorganisationen noch 
dadurch, indem man dic herabgesetzte Kohlensteucr, 
wolche durch Beschluss der Regierungskommission dcs- 
halb erfolgt ist, um der Bergwerksdirektion dic Zah- 
lung einer Lohnerhöhung zu orleichtern, dazu _bce- 
nutzte, um die Kohlenpreisce horabzusetzen. Das war 
in dem koment, wo dic Fordorung der Bergarbeiter 
vorlag, cine unerhörte Provokation von Ssiten der 
Börgwerksdirektion. Darauf erfolgte der orsto cin- 
stimmige Stroikbeschluss der Bergarbeit ordelegieorten. 
Dic Berwörksdircktion sah nun ein, daß die Säacho 
Ernst würde und versuchte nach allerlci Ränken eine 
Iohnsrhöhung bis zu 3 Frances zu bowilligen. Dic For 
derung von 7 Francs war der gestiegenen T;ucrun 
entsprechend durchaus berechtigt. Turd.n doch der- 
art schlechte Lohns bezahlt, daß man sich wundern 
musstc, wic sich dio F milicn damit einzurichten 
verstandön. Die bestbozahltce H.ucrgruppe hattc 
aeinen Iohn von 315 bis 350 Franken ohne Sozialzulagc. 
Sonstigc Untsrtagsarbeiter verdicnton 280 bis 318 
Frances, Usbortagsarbeiter 219 bis 292 Francs. Eine 
Steigerung gegen 1914 um dss 2,7 Tache, während dic 
Touerung auch den lothringischen Zahlen, welche in 
Saargebicet anzulegen sind, die 4,8 fachs Stei;zerung 
0 t. T”ohl hat die Bergwerksdirektion auch höhere 
Lohngrüppend Gc.ährt sie doch den Obersteigern Go- 
hälter bis 1500 Frane, den Jngenicuren bis <O00 
Franc, außerdem für dieselben halbjährlich an Tan- 
tiemen 900 000 Franc. 
Auch noch anderes Personen, welche nicht für den 
technischen oder kaufmännischen Bctricb orforderlich 
sind, bezichen ganz rospektable Gehälter, Freikohlen 
usw. Allc dicsc Bolastungen schen su lustvorständlich 
auf Kosten der Bergarbeitörlöine. Trotzdem cmpflah- 
lan.die Orgenisationsvertroter den wicdorzusanmmengo- 
trotenen Börgarb.iterd:cgiorten, die bewilligten 
Frances anzunchnen, weil sie als Jnteresse daran 
hätten, den "irtschaftsfrieden aufrecht zu erh..lten. 
Jedoch dis Erbittorung der Saarbergloutc über das 
nicht genigende Intgegenkommen der Bergwerksdirek- 
tion und übcor die schlimme, in vielen Fällen skla- 
venähnliche Buhandlung der Bergarbeitor war derart 
angewachsen, daß wiederum cin einstimmiger Strsikbo- 
schluss zustandekam. Der Streik wurde in seinor 
vollen Ausführung nur nach den bestehenden zulässigen 
gesetzlichen Regeln geführt. Mustergültig stellten 
sich über 70 000 Bergarbeiter in die Struikparole 
ein. Nüchtern, ruhig und überlegen führten si. 
ihren Kempf um bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen. 
Aus eigener Jnitiativoe wirkten sie darauf ein, daß 
kein Alkohcl getrunken, daß die Alkoholstätten 
abends um 9 oder 10 Uhr gusch lossen warcn, daß Ruhe 
und Ordnung nicht gestört wurden. Dann trat dio Go- 
genscite in Aktions Propagandeure aller Art spi.ltar 
eine verwerflichö Rolle. Be lcohonn, dunklo Elemen- 
te, ja sogar Verbrecher wurden dafür benützt, um aio 
eschlossönen Reihen dor im Recht stehenden Strei- 
enden zu brechen. lLügenberichte, Hunderttauscnde 
von 
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von Flugblättern wurden mit vollständiger Entstel- 
lung der wahren Tatsachen verbröiteti Um Mittcr- 
nacht fuhren vormumnmto Gestalt:n in Autos durch die 
Ortschaftın des Saargebictes und besorgten dio Ge- 
schäfto dos Arbcitgcebers. Jm Dienste des ÄArbeitge- 
bers waren selbst staatliche und kommunalo Behörden 
tätig. Auf Bürgermeisteräntern wurden rogelrechte 
Gehnsimsitzungen mit Vortrotern der Bergbchörde ab- 
chalten. Auf den Gmben wurda zu dom NIERAERN Mi- 
„itsr noch die Polizci und Gendarmrie posticrt, 
Provokationsautos mit Rovolvcerinsassen zeigten sich 
an verschicdenen Stellen des Streikgebiotes und 
licßen Schüsse knallen, um den Verdacht auf die 
Streikonden zu lenken. Grubenwächter, als Borgloute 
verkleidet, versuchten die Streikposten zu tätlichen 
Angriffen zu reizen, um dadurch verschärfte Verord- 
nungen zu begründen. Reitendes M;.litir jagte in 
den Bargmannsorten durch die Straßen und Felder um 
die Streikposten und sonstigen ihrer Foeldbestellung 
nachgshenden Bergarbeiter zusammenzureiten. Morbende 
Gm banbeante, nit großen Geldsummen ausgerüstet , Zo- 
gen in dio Bergmennsorte, um die Streikenden in Bicr- 
gel agen zu bewogen, dic Arbeit aufzunchren. Arbeits- 
willige, mit Revolvorn und Totschlägern ausgerüstet, 
Bee dieselben leichtfortig auf das Leben der 
treikenden richten. Dice Streikenden waren seitens 
der Regierung als Freiwild jedem ixbeliebigen Ver- 
brocher und Lumpen, der in dem Dienst der Bergverwal - 
tung stand, überliefert. &Alle Gowalttaten, Unruhen 
und Manschenopfer sind nicht durch die Streikenden, 
sondern durch die Arbeitswilligen, das Militär und die 
sonstigun Helfer des Arbeitgebers vorgekommen. Ein 
Heer von Spitzeln wurde benützt, um die Streikenden 
zu denunzicren. Radikale Elcmente, die stets die 
Brungenschaften der gewerk schaftlichen Orgsnisatio- 
nen tadeln, und von der direkten Aktion faselten, 
um dis "olt und "irtschaftsformen in einer Nacht 
umzustürzen, standen anscheinend, nach ihrem Um- 
gang zu urteilen, in Dienste der Obersten Polizei- 
verwaltung. Die erste Notverordnung der Rsgierungs- 
kommission vom 7. März ds.Jrs. war Schon in ihrem 
Teilzweck erlassen, um dic Streikenden zu meffcen. 
Nachdom alle Ränke der Bergwerksdirektion und Meß- 
nahmen der Regicrungskommission keine Erschütterung 
in die Streikenden bringen konnte, crsann man die 
zweite Verordnung. Dic Abänderung des $ 152 der Ge- 
werbceordnung sotie den Streik zum gcwaltsmen Ab- 
schluss bringen. Dic Borgwerksdirektion, welche 
durch ihre gutbezahlten Spitzel zu wissen glaubte, 
daß noch vicle Tausonde von Arbeitswilligcn vorhan- 
gen scien, welche sich jedoch fürchten würden, durch 
dio Sstreikpes tn zu gehen, wusste sich zu helicn 
Durch ein Telegram an die P=riser Regierung berich- 
tete sie, daß 8000 Arbeitswillige verhindert werden 
zur Ärbeit zu gehen. Von der Pariscr Regierung wurde 
der französische Präsident Rrult beauftragt, den 
Streik unter allen ‘Umständen und mit allen Mitteln 
zu Ende zu brirgen. 
Dieses Mittel wurde in dem $ 152 der Gewerbe- 
ordnung gesucht. Durch die Verordnung hat die Ro- 
slerung cin Attentat auf die Srandyoohte der organi- 
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sierten Arbeitorscheft begangen, das die einstimmige 
Entrüstung aller das Arbeitsrecht achtenden Monschen 
auslösen musste. Sic hat das Koalitionsrecht, das 
sogar im Vorsailler Vortrag cinc Berücksichtigung gc- 
Tunden hat, zorstückult. Di 
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hat sich dadurch als Handlanger und besonderer 
Schut: marn der Iranzösischen Bergwerkscirektion 
crwiesen. Diese Haltung der ne EP une russ als 
einscitig und befangen bezeichnet werden. Das 
Koalitionsrecht der Arbeiter, inwelchem auch das 
Streikrecht einbegriffa ist, findet im Friedens- 
vertrag, Teil 8, Abschnitt 1 folgenden Niederschlag: 
.," Da der Völkerbund die Begründung des "eltfrie- 
dens zum Zicle hat, und als solcher Friede 
nur auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit 
aufgebaut werden kann, da es femer Tür eine 
ro3e Anzahl von Menschen mit Ungerechtigkeit, 
lend und Entbehrung verbundene Arbeitsbedin- 
ngen gibt, wodurch eine solche Unzufrieden- 
Et entsteht, daß "eltfriede und Eintracht 
in Gefahr gebracht werden und da eine Verbes- 
serung dieser Bedingungen unbedingt notwendig 
ist, z.B. hinsicktlich der Regelung der Ar- 
beitezeit mit Einschluss der festsotzung der 
Höchstdauer des Arbeitstages und der Arbeits- 
woche, der Regelung des Arbeitsmarktes, der 
Verhütung der Arbeitslosigkeit, der Sicher- 
stellung eines Lohncs, der angemessene Lebens- 
bedingungen gewährleistet, des Schutzes der 
Arbeiter gegen allgemeine und Berufskrankhei- 
ten, sowie Arbeitsunfälle, des Schutzes der 
Kinder, jugendlicher Personen und Frauen, der 
Alters- und Jnvalidenunterstützung, des Schut- 
zes der Jnteressen der im Ausland beschäftigten 
Arbeiter. der Anerkennung des Grundsatzes der 
Freiheit des gewerkschaftlichen Zusammenschlus- 
ses, der Organisation des beruflichen und tech- 
nischen Unterrichts und ähnlicher Maßnahmen, da 
endlich die Nichtannahme einer wirklich mensch- 
lichen Arbeitsordnung durch irgend eine Regic- 
rung die Bomühungen der arderen auf die Ver- 
bessorung des loses der Arbeiter in ihrem eigenen 
Bat. bedachten Nationen verhindert, haben die \ 
hohen vertragschließenden Parteien, geleitcot "u 
sowohl von den Gefühlen der Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit, als auch von dem "unsche, einen 
dauernden Toltfrioden zu sichern, folgendes 
beschlossen: (Es folgen die entsprechenden Para- 
graphen.)" x 
Die Haltung der Rogierung währond des Bergar- 
beiterstreiks lässt diesen Gcist vermissen, welcher 
in diesem Absatz onthalten ist. SE hat ihre Aufgabe 
nach diesen hohen Zielen nicht befolgt. Six hat 
nicht dafür Sorge getragen, daß die Vorbedingungen 
zur Verhütung eines solchen ticf einschneidenden 
"irtschaftskampics erfüllt würden. Die Regierung BE 
hat dem oft erhobenen Antrage der gewerkschaftli- 
chen Organisationen für die berufliche Auseinander- 
setzung, cinsn Schlichtungshof mit entsprechender 
spruchkraft zu errichten, keine Beachtung beigelegt. 
Die freien Gewerkschaften haben am 17. März 1922 ı 
schon der Kegierung unter anderen auch folgende 4 
Baueıı meon.lichen Forderungen unterbreitet: Fir u 
beantrsgen den Erlass eines allgemeinen fortschritt- Ei 
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lichen Arbeitsgesctzas, it dessen Durchführung ein 
allgemeines "irtschaftsant beauftragt wird, und von 4 
welchem das Arbeiterrscht, Koalitions-, Schlich - Ei 
tungs- und Betriebsrätsvwesen einheitlich Bersgeht 
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wird. Das Arbeitsrecht im Saargebict ist ganz un- 
genügend, es muss gesetzlich geregelt werden. Es 
gibt keine Regierung und vor allem nicht eine Re- 

jerung mit dem Grundsatz der Demokratie, welche 

em cinen Stand gegenüber dem anderen die 'Gleichbe- 
rechtigung im "irtschaftsleben vorenthält. Die | 
Einführung eines Geset.es, welches auch das Erwerbs- 
leben des Arbeiters garantiert und regelt, wäre | 
nur ein Akt der Gerechtigkeit. "as hior besteht, | 
ist nicht genügend. Durch private und unverbind- | 
liche Zusagen bei dem heutigen Charakter der Ar- | 
beitgeber und Arbeitnehmer kann sich die Regierung 
ihrer Verpflichtungen nicht entledigen. 

Meine Damen und Herren! Bei den heutigen Wirt- | 
schaftskämpfen bringen häufig Arbeitgeber sowohl I 
wie Arbeitnehmer größe Opfer und es entstehen durch- | 
aus vermeidbare Zuckungen der "irtschaft. Darum | 
will ich den Zweck eincs gedachten "irtschaftsamtes 
noch cinmal kurz zusammenfassen; | 

1) Vertretung der wirtschaftlichen Jnteressen, | 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten ge- 
ee: den Betriebsleitungen ; 
icherstellung der tariflichen Abmachungen | 
und wo solche nicht bestehen, auf deren 
Schaffung in Verbindung mit den Geworkschaf- 
ten hinzuwirken; 
3) Geregelte Lohn- und Arbeitsbedingungen und 
deren UVeberwachung ; 
4) bei der Annahne und Entlassung von Arbeits- 
kräften mitzuwirken. 
Des weiteren wäre unter "Wahrung dos Geschäftsgehein- 
nisses Einsicht in die Betriebsleitung zu nchmen, 
darüber zu wachen, daß die Vırschriften der Gesund- 
heitspolizei durchgeführt werden usw. Das schließt 
die Errichtung einer Arbeiter- und Angestelltenkamer 
nicht aus. ihn been Körperschaften hätten allo 
wirtschaftlichen und kulturellen Jnteressen der Ar- 
beiter wahrzunehmen. Das Koalitionsrecht im Saarge- 
bict ist ein Recht das en ist, ebenso das 
Recht der Versammlung und der RKodefreiheit, was in 
einem üsutschen Vorwaltungsgebist selbstverständlich 
sein wlltc. Gegebenenfalls hat ja die Regierung 
enug Mittel zur Verfügung um die Bedrohung von 
uhe und Ordnung hinanzuhalten. Ebenso fordera 
wir die Errichtung cines Arbeitergerichtes, unter 
Anglicderung an die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
mit Schicds- und Disziplinarkammer der Behörden. Für 
jede. Hauptgruppe müsste eine Kammer bestchen. Jn ei- 
nem weiteren Abschnitt der Denkschrift der Freien 
Gewerkschaften, die der Regierung übergeben wurde, 
heißt es: Ohne eine gesetzliche Kündigunsstrist 
ist der Arbeitnchmer als der wirtschaftlich schwaäche- 
re Teil dem Arbeitgeber gegenüber im Nachteil. Die 
Konkurrenzklauscln sind unmoralisch und darum unzu- 
lässig. Ebenso is‘ das Urk berrecht des Arbei tnch- 
mers gScgen den Arbeitgeber gesetzlich festzulegen. 
Betriebs- und "Terkvereine gelten nicht als Gework- 
schaften, 

Meine Damen und Herren! Jch habe die Denk- 
schrift hier nochmals in Erinnerung gobracht, ins- 
besondere gegenüber dem Herrn Regicerungsvertreter, 
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Pc Regierung bis heute nicht dar::uf geantwortct 
at. | 
Zwischonruf Dr.Sonder:"Das hat der noch nicht i 
| gemusst o " | 

Staatskomnissar Dr.Liosch: Moine Horım, wenn mir dic Denkschrift 
vorgölcgen hätte, dann hätten sic bestiumt auch eine i 

Antwort erhalten. 
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Dr.sender: Wenn cs wahr scin sollte. daß die Rogiorung. derar- | 
tige Bingaboen oinfach beiseite schicht, ohne dio e 
maßgebonden Resierungsvortroter davon in Konntxis | 
zu setzen, dünn Dedauero ich das. | | 


Abs. Pstri fortfahrend: Der Ströik im Saargcbict hätts ortl,ver- 
micdon worden können, wenn cine amtliche Jnstanz 
vorhanden gevesen waro, welche dic Partcien durch 4 
einen Schiedsspruch nach der itechtslage vor der h 
letzten Konse:;uenz im "irtschaftskampfa zusamnen- # 

oführt hätte. Dice Regierung hat die Reformierun, h 
ics Arbsitsreclits in Saargebiet nach den bostehondön 
acutschen Gesetzsn vernachlässigt. Sie hat aurch 
ihre Verorunung vom 2. Mai das Fsotbare Gut der Ar- h 
beiter, das Koslitionsrecht, zu ciner Farce crnicod-- 
rig‘s. Das Streikrscht und auch das Streikpostenste- | 
hen ist cin wichtiger Bestandteil des Koalitions- i 
rechts, "ic soll die Arbeiterschaft und besonders h 
dic im französischen Bergbau stshonde ihrc Arbeits- 4 
rechte verteidigen, wenn der Arbeitgeber sich zu h 
keiner Vorständigung bersit findet, wenn cr ein | 
] Er at a N - 7, - a 
kategorisches herrisches Nein atlen arboitsrecht-- 
lichen Forderungen ontgegenhält, Entspricht das 
vielleicht den guten Sitten, der Gorechtigkeit und : 
Menschlichkeit, wenn cin auf seine gewaltizso Wach: ! 

Zr a Be 2 Dh 1. N FL es 00 . co } 

ochender Arbeitge»er die Arbeiter willkürlich als B- 
klavcn behandelt, ohne daß diese.ben mit ihren h 
menschlichen Rechten sich dagegen wchrön dürfen? N 
Mit den Verbot dos Streikpostenestchens hat dic Ro- H 
giorung dic Partci der rücksichtsloren Arbeitgebo } 
ergriffen, den wirklich schwächsren Arbeitgeber { 
wcArlos zu machen, damit cr auf Gnade und Ungnado 
der "illkür und Ausbeutung ausgeliefert ist, "el- 
chen Däonst erwasist die Regierung der sozialen Gs- 
rechtigrcit, wenn sic dem Arbeitgeber una seinen 
Kreaturen ihren bowaffnoten Schutz gewährt und den 
um sein Recht xämpfenden Arbsitnehner zu Paaren 
treibt? Doch die Gründe liegen ja in Saargebiot noch 
etwas ticlor. ‚ch erinners an das Vorsprechen des 
Herm Präsidenten der Regierungsicommission, welcher 
angesichts der Todesopfer in Saarwellingen cine 
GoTühlsanwand lung bekam und Vorsprschungen gemacht 
hat. die bis heute noch nickt orfül!t sind. Tilnelm 5 
Il. hat auch Versprechungen gemacht. - Horr Präsident 3 
R:ult hat damals versprochen, das Arbei isrkamern 4 
im Beargobilst errichtet würden. "Zieil.Jchre Bind.cs i 
nun schon hor. am 11.Dezenbor !921, als gelegent- v 
lich des Expiossionsunglücks in Searwellingen Closos 
Versprechen zun Arsaruck kan« j 

Es spuckt ein @«..ist in der Phantasi;c von Luten 

in der R-glorung, und an anderen Svellen bis nach 
Paris» D:o doutschen Guwerkschaften im Saergcbilot 
habons innen angetan, sic sind ihnen hindoriich in » 
der Lusführung Ihror ‘geheimen Pläne. SB&shalb sucht 2 
min sio zu zerstören. dDcken scit ziei Jahren Ver- 1 
bietet die it.giorung don berufonen Führern der Zintral > 
gowerkschafton Deutschlands dio Einreisco in das 

Doargchiot. 
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Saargebiot, Arbeitführer wic Otto Huc, Fritz Huse- 
mann usi., ausgösprochen. Pozifiston und Fricdens- 
förderor, dic ihr ganzes Loben für das sozialc und 
kulturollo "ohl der N.nschheit gcarbcitet haben 
dürfen den politischen Sumpfboden dos Saar ebictos 
nicht ER Fr Jn diosem Snuk ist jr auch 'das 
M“rchen von dom politischen Streik göborgen. Dioses 
Marchen wurde ja von viclon im-Saatgebte$ Stellen 
in Saargebiot lvortiort und ist durch besonders 
dazu gedungeno Kreaturen bis nach Paris und Gönf 
eleitet worden. Nur Dimagogen, nötorische Lügmer 
und bezahlto Elemente konnten diesös Mrchen cr- 
Tinden. "er dis V.rhältnisss des Burzarbeitor- 
streiks objektiv in scinor path in scinen 
„srdogang verfolgt hat und chrlich ist, muss zu- 
eben, daß er in allen scincn Bestandtcilen durch 
je große Verbitterung über die geringen Löhne 
und oft unarhörte Behandlung der Borgärbeiter mit 
oinstimniger, namentlicher Abstimmung zum Ausbruch 
kam, ic können es bestellte Jongleurer wagen, den 
Streik als politisch zu s Fauıpe Imi "'o war cine 
yolitische Forderung erhoben? aren nicht die For- 
erungen restlos wirtschaftlicher Nstur und be- 
rechtigt? Dio Berswerksdirektion und deren Jnspi- 
ratoren hätten am bosten prüfen können, ob der 
Streik politisch warı "cnn in der ersten "oche 
des Ströiks cine Bewilligung der Forderung corlolst 
wäre, dann war der Streik zu ündes Aber das wollte 
man ja nicht, sondern bei dicser Gelegenheit sollte 
don doutschen Gewerkschaften das Rückgrat gebrachen 


WOrÄaCNe 

( Schr richtige! ) 
L.ider fanden sich ja auch längst verdächtigo Gc- 
stalt.n, die sich in den Dienst des Arbeitgsbers 
stellten, um mit ihm gemeinsam die Arbeiter nieder- 
zuwerfens Doch dic Streikenden hatten die falschen 
Propheten orkannt. Sie blicben standhaft, bis 
Verhandlungen mit ihren Orgenisationsloitungen zu- 
stands: Kamen. 
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( Bravo! ) 
So mustorgültig wie der Streik bogonnen wurde, ist 
auch sein Abbruch gewesen. "or kann sagen, daß 
während dos Streiks die !iuhe und Ordnung mehr gefähr-' 
det war als zu anderen Zeiten. Dice Bergwerksdirck- 3 
tien bezahlte derart schlechte Lühne, daß man sich 
wundern musste, wie die F milien der Bergarboiter 
überhaupt noch leben konnten. Der Lohn £insas Trter- 
tagsarbeiters in der bestbezahlten Gruppc betru 
315-550 Francs monatlich, für andere Gruppen 280- 
300 Frencs, Uubertagarbeiter 239-292 Fres. Dagegen 
bezahlt die Berswerksdirsktion ihren Ducorsteigern 
1500 Fres., den Jngmieuren über 2000 Fres., außer- 
dem erhalten die Jngenicuro eine Trntiene für das 
gesante Saargcbiet in Höhe von 900 000 Fres. "enn 
man wollte, so könnte man also auch den Bergarbceite 
anncohmbare Löhns bezahlen, wozu gowiss Geld gemu ; 
vorhandan wäre, Außerdem hat dic Bergiserksdircktion % 
noch a Anhängsol, die weder soziale noch 1 
produktive Ärb:it leisten, sondern lediglich gerwisso 
Dienste im Jnteresse dor Propaganda, dic dafür 3 
aber ein Gehalt von onatllch Dis zu 2700 Fres, or- 
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halten. Das sind aber auch Beweise, die uns davon 
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zougen, daß die hegiorungskommission in ihren Vor- 
ri ogen dın Börgarbsitorstr.ik- durchaus vinsci- 
ig gchendelt hat. 

"as st Nahrhoit von dem, was dis Berzwmerks- 
dircktion son den, 6000 Arbuits;illigen nach Paris 
berichtet hattc? Lügsnburichto sind ss gewesen, 
wulchse sic von ihren gut bezahltan Spitzoln or- 
halton und dann weitergelsitet hatte. Nechdum 
Verbot dos Stroikpos tonstchens durch dio Vorordnung 
st die Zehl der Arbsitsmilligen nicht größer ge- j 
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worden. "as ist "shrheit and.m, womit die Ver- \ 
oränung begründot urdo, daß Arbeitswillige go- N 


waltsan von der Arbcit Lurngehalten wurden? Nichts! 
Denn dis Stroeikpe ten haben ihr Kontrollrccht wur 
in den zulässigen Formen ausgeübt. Deshalb ist 

dic \crordnung zu vorurtcilen, Wwcil sic mit Vor- 
spiegalung falschsr Tatsachen begründet wurdco. Dio 
Regicerungskonmnission hat dm Völkorbundsrat vorgo- 
tragen, daß auchd or schweigepflichtige Studicnrat 
dic Notwendigkeit der Vororänung anerkannt habe. ’ 
Jch gratulicre dem Studisnrat dis Saargobiotos zu | 
suinsr vortreliflichen H>liung in Ärbeiterrcchts- 
fragon und bin überzeugt davon, daß allc Saarar- 
beiter nicht mit Hochachtung en ihn denken worden. 
Auch Herr Land, der doutsche Vertrotsr der 
Daarrcogierung, der in Genf die Notwendigkeit or- | 
klärte, kann dessan gewiss sein, Der Völkerbunds- i 
rat hat der Saarrogiorung nahc Ba Joch; daß sic aus 
cigsner Klugheit dazu übergehen solle, die Verord- 
nung zurückzuzichen. Entweder ist der Geist der | 
Klughoit noch nicht erschienen, oder or ist rit | 
Herrn "augh von dannon gezogen. Dis S:arbevölkerung, 
richt zul tzt die Saararboitcrschaft hat mit Bedausrn 
Horrn ” augh schoiden sehen. Ansciner Stelle 
hätten bosser anders den Staub dos Saargebictos von 
den FüßBon goschüttolt. Das Saarg.biot Ist bestrebt, 
einon söiner Lendsloutc, der esin Vertrauen hat, als 
.uoll.. Ai „ic Rogiorungskommission zu bokommon. 
Der jetzige Vertreter, Hörr Lend, kann sich dioscs 
Vortreusns nicht rühncen. AHogisrungsporsonen, dic 

cins Politik vorlolgen, dio mit Zuchthausgosctzen 

die für soziale und berufliche R.fornen kämpfondo 
Arbsiterschaft niodorzuschnctturn, können von dcr- 
sclbön kein Vortrauen srwarten. 

(‚Schr richtig! ) 

Die Verordnung, wulche für Stroikondo hoho 
G:fängnis- und G ldstirsf:n vorsicht, wenn in irgend 
Sıner Fom Arbsits"illigs auf ihre H'ndlungswoiso 
hingcwiosen werd.n, ist vollinhaltlich zu vcrurtiilong 
"sr Arbeitswilligor ist, hat dor Iotzte Burgarb.i- | 
turstreik tröffend bewiis:in. Jn vislen Fällen waren 
os solchs L.ut3 zcröson, dic: immor am meiston Über 
dic Lohn- und \rdbuitsbedingungsn schinpfteon. Oder 
solche, die wog n irgend eulenar V;rgohcn vor dım 
Stroik ontlassın wrden aron. Oder notorischc | 
Drückobergcr und Schmarotzor, dis sich in Streik 4 
dio Gunst des Arbuitgcbors srwerben wollten, um | 
cincn Aufsshcer- oder Grubinhüterposten ls Belohnung | 
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Laucr, un b.i Struiks ihr H'ndwörk durch Donunziation? 
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und Vorloundung auszuüben und sich Jio bosten : 
Plätzo zu vorschaffon. Es sind dis Hyänon dos E 
Schlachtfuldos, dio böosondcrs bsi Gologenheiton wio | 
Stroiks usw. auf Raub nusgchen, um sich in Vorteila 
zu sctzen. dic ihnöon arb.itcrrechtlich nicht zu- | 
stohon. Dic Vorordnung ist cino Ausnahmsvorordnung 
schlinnstsr Art und gecignct, dor Lügo, dor Unchr- | 
bark it, dor Vor_uumdung, dcm Donunzianten und | 
Schnarotzuortum Tür und Tor zu öffnen. Sic drückt j 
öhrlichs bravo Arbsiter, dic für dic Hingabe tceusr- 
stor Arbeitskraft anständigco iintlohnung und Bohand- K 
lung bsanspruchen und durch ihro Jntorcssongomeinschaft % 
bci hartnäckigoer "sigcerung dcs Arbsitgcbors auch | 
Es lie durch Vorweigorung ihrör Arbeits- 
traft orkänpfen wollen, zu Aulis horab. 
ı Schr richtig ! | 
Das ist dis ausgus rächendsts Tindonz des rcaktio- 
närcn Scharfmachertung. Der Arbeiter soll nicht 
gloichxrochtigt ssins Er soll csinschen, daß cr 
vorpflichtot sei, dom Ärböitgobor zu dienen, Sr soll 
ksin Recht habon! "enn dor Arbsiter scin Recht 
fordort, wonn or, dsr sein Lobon täglich für dio 
wirtschaftliche Arbeit dos Landcos in die Schanzc 
schi:gi (schr gut!) wenn sr vorlangt, daß man ihm 
“auch für soin Lobon in der Familic cin angemosscnos 
Auskormmen aus den wirtschaftlichen Ertr.gen seinor 
Arbeitskraft gibt, dann wird divsser Arbeiter als 
Aufvicgler bohrnäaslt und durch bosondörc Vororanungen 
nicdergeknüppelt- Von der Gnado und "illkür soll 
das Lebosn dos Arbiiters abhängen! "ir können der 
crordrung nur unscerc sch.risto Miesbilligung gobon. 
Sio drückt das Arbeitsrecht im Saargcbiot in dic 
Zustände Acr fcudalistischen Zsit zurück und schlägt 
dur Fortschritt ins Gcsicht. Sic üborliofort shrli- 
cho, un ihro Arboitörrochtc kämpfonde Arboitöor frag- 
würdigen Elomonten, dom S.itzel- und Domunziations- 
dionsts des Arbeitgcbers aus, die für guto Bezahlung 
vor xeinor Lügo zurückschrockoen. sie Ist nur gecig- 
nst, dio Partci dos Arbiitgchbers zu schützen und dic | 
von ihm gcdrücktion Arbeiter völlig zu rorsklavon. Sie +4 
ist durch Lüge entstanden und beruht nicht auf den 4 
Grundlagen der "zhrheit. Doshalb haltın rir osuntr © 
unserer "ürde, cin Gutachten darüber abzugebon, Dor ; 
R..gicrungskommission absr rufo ich zu: Die Arbeiter- 
schaft wird ihr Rocht nicht Pe en Sio wird 
iu 


sich auch göogen dic cinscitigo "illkür einor FBF 
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auf dem Bod.n ‘dus Rochts ihru wirtschaftlichen Kofor- % 
men orkänpfien, Sic wird ihre Arbeitsrochte su zu | 2 
wahren vöorstchen, daß das Unrccht weichen muss. SiIo : 


wird das heho Ziul, die Erkämpfung von lisnschenrech- 
ton, sis ihre Aufgabe weiter verfolgen, dem sozialon $ 
“ıLı .\ 3 mn m: Ta ni | 
Forischritt zu dionon und jodom Rückschritt durch go- Ti 
mörkschafltliche Einigkceit in ihrer vollondeten 'Organi- 
sation sinon Iclsconfösten Damm cntgeogön sotzon, | 
( Iobhaftor Beifall ! e | 








290.5 


Vorsitzender: Der Abgeordnete Petri hat den Mitgliedern der Re- 
jerungskommission Parteilichkeit vorgeworfen. Ich rufe ihn 
aeshalb nachträglien zur. Ordnung. 
. „Es haben sich noch die Herren Schmelzer ‚Reinhard, 
Kratz und Karius zun Wort gemeldet.Es ist aber gewünscht 
worden um 1/2 1 Uhr sine Mittagpause eintreten zu lassen. 


Das "ort hat Herr Staatskommissar Dr. Liesch! 


Staatskommissar Dr.liesch: Meine Damen und Herren! Es ist mir 
ziemlich Schwer zefallen.mich in die Ausführungen des letz- 
ten Redners hineinzuiinden,weil nämlien sämtliche vorge- 
brachten Sachen ‚auf die er seine Ausführungen gestützt hat, 
dem mir vorliegendn aktenmäßigen Material TESErSDE Aachen, 
Eines_jedoch hape ich richtig zu stellen. Ich möchte mur die 
eine Bemerkung des Herrn Petri anführen,in welcher er die 
Person des Herrn Präsidenten der Kegierungskommission ins, 
Spiel gezogen hat.Bezüglich der Eehauptung des Herrn Petri, 


der Studienausschuß habe der Verordnung zugestimnt,verweise # 


ieh auf die Ausfünrungen des Herrn Kiefer,die das Gegenteil 
besagen,was Ich auch nur bestätigen kann. Die angebliche 
Bleistitftnctiz,die dem Herrn Präsidenten in die Hand &- 
spielt worden sei und mit der er in Genf operiert habe, 
existiert nur in der Fantasie des Vorredners und ich weise 
diesen Vorwurf zurück. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Schmelzer! 


Schmelzer (L.V.): Meine Damen und Herren! Wir tun der Vorlage ei- 
gentlich zu vie). khre an,wenn wir uns eingehend mit ihr be- 
schäftigen. Die ganze Welt hat diese Abänderung der Gewerbe- 
ordnung,wie die Negierunsskcmission es nennt 8 
daß es Sich erübrigt,ncech atwas hinzuzufügen. Etwas gespannt 
bin ich allerdings auf die Verteidigungsrede des Herrn 


Regierungsknmmissars.Es wird ein ganz besonderer Genuß scin,# 


zu senen.mit welchem Geschick er eine derartige verflallen» 
Säche zu verteidigen suchen wird.Allerdings dürfte es ihn 
such bei u'lem reonerischen Geschick nicht möglich sein,die 
Meinung der Wel* über die Verordnung zu ändern. Wir können 
das Urteil ger Felt nur unterstreichen ‚hinzuzufügen haben 
wir eigentlich nichts.Mit Genugtuung ist es zu begrüßen, daß 
kein Arbeitgeber und kein Arbeitsmilliger im Saargebiet bei 


den späteren Streiks von der Verordnung Gebrauch gemacht hat 


Arbeitnehmer und Arbeitge‘er haben gleichermaßen das Unan- 
ständige dieser Verordnung empfunden.ÄAliein die Treanzösi- 
sche Bergverwaältung,auf deren Betreiben augenscheinlich der 
Sriaß ger Verordnung zurückzuführsn ist.hat sis angewandt. 
Es ist möglich,daß der Herr Hegierungskommissar uns eine 
Reihe von Übergrifien zur Kenntnis geben will.Er hat ein 
ziemlich dickes Aktenstück vor sich liegen Wie feststeht, 
sind Übergriife fast susnahmslos auf Seiten der Arbeitswil- 
ligen,nicht der Streikenden vorgekommen.Äber von vornherein 
möchte icn auı das,was uns vielleicht vorgetragen werden 
wird,bemerken‘ Wenn wirklich Übergriffe von »eiten der 
Streikenden vorgekommen sind,so bieten die bestehenden Ge- 
setze genügenl Nöglichkaiten, dagegen vorzugshen.Herr Kiefer 
hat unver anderem veriengt,daß die Negierung endlich deran 
gehe,nier die Arkeitssciutzgesetze nach deutschem Muster 
auszubauen. Ich kann Ihnen hier erklören,daß meine Partei 
durchaus aul dem Boden Jieser Schuizgesetze steht. Die Ar- 
beitgever des »vasrgehletes sind durchaus damit einverstan- 
sesesze hier eingeführt werden. | 


den,daß diese \wese La al 
Eoenso wie meine Zraktion voll und gunz damit einverstanden 
ist,wenn das Betriebsräiegesetz eingeführt wird. 


[4 


| Zuruf:Warım macht sie es nicht!) 
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Wir sind auch absolut nicht gegen einen Ausbau der Arbeiter- 
schutzgesetze ‚allerdings nicht um der Saareinwohner willen, 
die an einem Solchen Ausbau kein Interesse haben,dic sogen. 
neuen Saareinwohner,an deren Verbleib im Saargebiet wir kein 
Interesse haben und denen wir nicht nachtrauern,wenn sie den 
Staub von ihren Füßen schütteln und das »aargebiet verlassen 
werdgen.Herr Kollege Kiefer hat vorhin erwähnt,daß wir hier 
auch ein Arbeitsministeriun besitzen,an dessen Spitze ein 
sozialistischer Arbeitsminister steht,der doch die Verord- 
nung kennen nmfßte und deren Erscheinen hätte verhindern 
müssen. 


( Zwischenruf: Lerne leiden,ohne zu klagen! ) 


Meine Damen und Herren! Die Anwendung des Saarstatuts im, 
Daargebiet hat uns schon manches Unerfreuliche gebracht,ich 
erwähne nur die betrüblichen Erscheinungen in der Volksmoral 
hervorgerufen von derjenigen in der ee Te N Untreu- 
e auf ihre Fahne geschrieben haben,denn mit den Diensten, die 
sie der Regierung leisten,begehen sie Untreue an ihrem Vaäter- 
land,Untreue an ihren Volksgenossen.An der Spitze des Arbeits- 
amtes steht ein ehemaliger »ozialist selbst,der unter_den 
gegebenen Verhältnissen doch nicht Mitglied der sozialist- 
ischen Partei mehr sein kann.'\ir empfinden eine Trauer da- 
rüber,daß es noch Volksgenossen gibt,deren falsche Brut sich 
zur Ausführung der Pläne der Regierung mißbrauchen lassen. 

In übrigen,meine Damen und Herren, können wir mit der 
Stärkung des Deutschtums im Saargebiet,das uns allen am Her- 
zen liegt,sehr zufrieden sein,die die Negierungskommission 
durch die Notverordnungen 1 und 2 und die neue Streikverord- 
nung gebracht hat.Lin Vergleich zwischen früher und jetzt 
fällt nicht zu Gunsten der ee: aus,denn gerade durch 
diese Verordnungen ist weiten Schichten der Bevölkerung die 
Notwendigkeit der Stärkung des Deutschtuns klar geworden und 
hierfür spreche _ich der Regierung unseren allerwärmsten Dank 
aus.Wir an die Regierung nur den einen Wunsch,daß sie ihre a 
rechtsungültige FOTIT ERROR ENT ügter eb. iz haben schon deshali 
den Yiunsch, damit sie die Mitglieder des Obergerichts in Saar- 
louis nicht in eine unangenehme Lage bringt, zwischen ihrem 
Ansehen als Juristen und ihrer Opportunität gegenüber der 
Regierungskommission entscheiden zu müssen. Ungesetzlich ist 
die erlassene Verordnung schon deshalb,weil sie ohne die vor- 
herige Befragung der gewählten Vertreter der Bevölkerung er- 
lassen wurde.venn man das Obergericht darüber beraten lassen 
könnte,so wäre es bald entschieden,ob ein Vergehen durch den 
Erlaß dieser Verordnung,das unter allen Umständen als Ver- 
gehen angesprochen werden kann,vorliegt,oder ob die Verord- 
nung den \lortlaut des Saarstatuts entspricht.Wir fordern die 
Regierung auf,diese ungesetzliche Verordnung. zurückzuziehen, 
ein Gutachten darüper abzugeben,lehnen wir als unter der Wür- 
de des Landesrates stehend ab. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Ferr Staatskommissar Dr.Liesch! 


Staatskommissar Dr.Liesch: Herr Schmelzer erwartet von mir,daß ich 
in eine große Verteidigungsrede eintrete. Ich kann nur fest- 
stellen,daß ich meinen Ausführungen vom 28.Juli,die sich auf | 
das mir vorliegende Tatsachenmaterial als die rechtliche 4 
Grundlage stützen,nichts hinzuzufügen habe. Als Verteidigungs- 
rede möchte ich aber auf eine Rede verweisen,die bei Beratung 
der Notverordnung :. im a worden 
ur Inhalt sich rechtlich im Sinne dieser Verordnung 

ewegt. 
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(Zuruf Karius: Wo haben Sie die denn ausgegraben?) 


Vorsitzender; 
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Vorsitzender; Das ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmell (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Bei Besprechung der 
Verordnung ist es mir nicht leicht,etwas zu sagen,was von 
anderer Seite noch nicht betont worden ist. Bei der guten 
Organisation der Saurarbeiterschaft lag nicht der geringste 
Grund zu einer derartigen Verordnung vor.Jeder ‚der leistun- 
gen für die Allgemeinheit vollbringt,mß auch das Recht ha- 

en,diese seine Leistungen bei AROnUERBAGT Bezahlung zu 
verweilgern,Das Streikrecht ist ein wohlbegründetes Recht der 7 
Arbeiterschaft.\iir Hausbesitzer empfinden das mit der Arbei- 9 
terschaft,denn auch wir stehen unter einem Zvang,der uns | 
nicht paßt.\iir haben Leistungen für die Allgemeinheit auszu- # 
führen, für die wir heute unzureichend bezahlt sind.Eine Bezah: 
lung unserer Leistungen wie im Frieden wird uns vorenthalten, ? 
deshalb glaube ich sagen zu können,daß wir tief mitempfinden 7 
mit der Ärbeiterschaft für den Fall,daß ihnen das Streikrecht‘ 
verwehrt werden soll.Aber ebenso wie das Streikrecht der | 
Arbeiterschaft gehört,stehe ich auf dem Standpunkt ‚daß auch % 
wir ähnliche lüttel anwenden dürfen,um zu einer entsprechen- ° 
den Entlohnung unserer Leistungen zu gelangen. | 

| Soweit die deutschen Arbeiter organisiert sind,wird 
niemals ein Streik vom Zaun gebrochen. !!enn die Organisatio- 
nen abstimmen,so ist in den meisten Fällen 75 % der Zustim- 
mung erforderlich und damit ist Vorsorge getroffen,daß das 
Streikrecht nicht mißbraucht wird. In diesen Verhältnissen | 
liegt eine außerordentliche Sicherheit dafür,daß das streik- ° 
postenstehen nicht mißbraucht wird.\Würdeein Streik mit sol-. ° 
cher Najorität nicht beschlossen oder wenn gar die Minori- 
tät die lWajorität zu terrorisieren versuchte,wäre eine sol- 
che Verordnung wshl diskutabel.Das ist aber »ei den Verhält- ° 
nissen im Daargebiet nicht gegeben und darum müssen wir aus 
den allgemeinen Verhältnisscn heraus die Verordnung ableh- 
nen.\ias die Arbeitergesetzgebung anbetrifft,in der eine Ar- 
beiterkammer geschaffen werden soll,so glaube ich,daß diese 
seßensreich wirken könne. Ich fordere aber auch eine Haus- 
wirtschaftskammer,ich lehne dabei die lMatarbeit der Arbei- 
terschaft nicht ab. 
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( Zuruf: Kammerwirtschaft !) 
Man benötigt diese NMitarbeit,damit die wirtschaftlichen 
an un geprüft werden können.Als letzte Instanz wäre eine 
Zentralwohnungskommission vorzusehen. 


( Zuruf: Lebt sie noch mit jedesmal 5 Zimmern!) 


Pe 


"as das Betriebsräte-gesetz anbelangt,so soll man dieses 
Gesetz einführen schon deshalb,weil von Großunternehnmer- 
seite dieses Gesetz gewünscht wird.iir sind unparteiisch. 


( Zuruf Dr.Sender: \ir sind etwas ungläubig !) 


Ich verstehe deshalb nicht,‚warum nicht den Versuch macht 
und das Gesetz einführt,es ist doch nicht notwendig,daß 

man den staatlichen Zwang abwartet.Es würde vielleicht so- 
gar übel empfunden werden,wenn das Gesetz von der Allee- 
straße erlassen würde.\\ienn die zwei Parteien ee 3378, 
warum führen sie es denn nicht ein ? "enn es die Arbeit- 
nehmerschaft ebenso wie »ie,“err v.Vopelius,so bestimmt das 
Gesetz fordern,machen Sie doch den Anfang,es in Ihren &- 
trieben einzuführen. 


( Sehr aut ! ) | 
| Zuruf i > 
in 
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Eu: 


( Zuruf des Vorsitzenden: Zwangsbetriebsräte in jedem 
Wohnhaus ) 


Ich wünsche ja auch eine Hauswirtschaftskammer,in der auch 
die Mieter vertreten sind.Herr Kiefer hat kurz die Mieten 
gestreift.Die Regierung hat anfangs die niedrigen Mieten 
nicht vorgesehlagen,um einen Zuhkapfe in die Bevölkerung 

zu werfen. Ich stelle fest,daß wir Hausbesitzer bisher Immer 
mehr bekommen haben als die politischen Parteien uns geben 
wollten.Bei der Mietfestsetzung im letzten Nonat,haben ver- 
schiedene politische Parteien, (Zentrum, Sozialdemokraten] uns 
etwas mehr geben wollen,als die RABASTUNS ERERAER hat .Wir 
freuen uns über die Besserung in dem Verhalten der Parteien 
ES WERE diese auch noch nach den Wahlen anhalten 
wird. | | 


De 
en une An Ps u 
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Wir betrachten die »ache von dem Gesichtspunkte ‚daß 
nach den Wahlen andere Verhältnisse eintreten werden. [ch 
schließe mich den Herren Vorrednern an,indem ich die Verord- 
nung der ing an wg rer ablehne.Äuch lehne ich die Ab- 
gabe eines besonderen Gutachtens ab. 


Vorsitzender: Das Wort der Abgeordnete Reinhard! 
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Man sollt nicht glauben, daß Partoifrounds von 


Jhnon dic Rschte der Arbeiter in die Rumelkamnor 
gwwünscht haben. Yonn Baaag® wird, von allon Vor- 
redncm, dic Vorlage ontspringe der deutschen Gasctz- 
gobung, so sagc ich im Namen moiner Partoi und der 
Arbeitösrschaft: Fir danken für vin Gösctz wodurch 
Tausende von Arbceitorn ins Gefängnis marschicron 
müsson. Wenn wir losen, daß in Hallo dic politi- 
schun Gowalthabor im Arbeitorblut gebadct haben, 
dann kann ich os nicht verstchen, daß Sio für das 
Daargsbict dassolbe wünschense Jn Baycrn hat der 
D taatskommissar von Kahr den Feldzug gegen dic 
Arboiterschaft aufgenommen. Er hat dön bayrischen | 
Boteicbsrätekongress verboten (Schr gut), dio Gc- | 
bäude der Geworkschaften und sogar dor Münchner 
Fost durcksucht. Es ist uncrhört, wic Herr von 
Kahr gegen dio Arbeiteorschaft mit Hilfe dos Bola- 
„np 3UsyD.:.s vorgoht. Dic faszistischon Organs 
1.88% van Zuwähren wie von ilehsua Gold? SE konnen 
dan Prozoss Fuchs-Machhaus. 

Präsidert : Sic verwcechscIn wioder das Saargebict mit dom Reichs 


‘ 


Abg.Rsinhardt fortfahrend: Dic sclbon Zustände wio sie in 
Deutschland sind, wollen Sic, meine Hcorren, von-den 
übrigen Parteien hier einführen; dio Arbciterschaft 
dankt dafür. Sic können nicht ergauken, daß wir 
uns für cinen "ilheln oder Hitler noch mwiter tot- 
schlagen lassen. Sic, meine Herren, stützen hautc 
noch diesc verrätcrischen Elemontc. | 

Unruhe, Glocke des Präsidenten ) . 
Jch verstehe, daß Siı Ba ErOGen, wenn Jhnen sol- 
chc ”ahrheiten an den Kopf geworfen werden. Sic 
haben natürlich untcr sich verhandelt und ausgc- 
sprochen und sagen, wir dürfen der Regierung richt 
ontgegentreten, dann ist dio Rogierung so gut und i 
wird ihre Notvcerordnung von sclbst zurüskzichcen. 
"ir haben heute dic cigenartige Aufgabc, ein Gut-. 
achten abzugeben zu ciner Verordnung, die durch die 
PERS skammission bereits Gosetzeskraft erlangt 
hat. Schon durch diosc Tatsache wird am bosten be- 
wiesen, dab sich die an skomnmission den Roufel 
um den Friedensvertrag kümmert, wonn os ‘gilt, dio 
Rochte der Arbeiter mit Füßen zu treten. Bis zum 
22. Mai 1918 war durch den 3 153 der Gewerbeordnung 
das Koslitionsrecht der Arbeiter auf ähnlicho "eise 
’ Besnobakte Als nun in diesem Frühjahr die Bergar- _ 
eiter an dor Saar zur Erkämpfung von besseren Lohn- 
und Arbeitsbedingungen in den Streik traten, da lic 9% 
die Regierungskommissien das Streikpos tenverbot in 1 
verschärfter Form wicder aufleben. Dic eng. en # 
kommission hofftco, dadurch den Streik zugunsten der 
Berevrorksdirektion zu beenden. Dic verdännte Achn- 
lichkeit der Verordnung mit dem früheren $ 153 der 
Goverbevorordnung lässt dio Vermtung aufkommen, daß 
dio deutschen Beanton der Regiorungskommission die 
gcistigen Väter dioses Gesetzes sind. Als deshalb 
er 
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tn 28. Juli bci dor Beratung dicosor ee 
die Roegierungskommission durch dın ilund des Horrn 
vn NO LÄSENTS ui: .ogründung zu diosor Vcrordnung 
vorkünden lioß, da waren wir Kommnisten uns voll- 
ständig darübsr klar, daß dio Regierung nicht daran 
donkt, das Strsikpos tonvorbot zurückzuzichen, Dio 
Vsrordnung richtot sich bokanntlich nur gegen die 
Arbeitorschaft; durch diosc Verordnung rird das ' 
Koalitionsrocht fsst vollständig unmöglich gonacht. | 
Es war deshalb cin Vorbrechen an der Ssararbeitcr- | 
schaft, als der gesamte Londesrat an 28. Juli ge- 
on die Stinnen der Kommnisten os der Rogierungs- 
zormission arhsinstellto, die Verordnung zurückzu- 
ziehen oder auch bestehen zu lassen. Durch diese 
H ndlungsveise haben sich die burgerlichen Partei- 
en mit ZLinschluss der Sozialdemokraten als die ge- 
treuen L.\aien der Rezierungskcmmission sowie des 
französischen Jnperialismus offenbart. Daran än- 
dert auch nichts, wenn die Volksstirme damals 
schrieb, wir Kommuristen hätten von Politik keine 
Ahnung, sonst yären ir dem "unsche der interfrak- 
'tionellen Vereinigu beigetreten, 

Die Tatsachen der letzten T'oche haben den 
Kommmnisten vollständig Recht gegeben, wir haben 
immer betnänt, daß die Beslorunze ommission nicht 
daran denkt, die Verordnung zurückzuziehen, weil | 
diese Re:;;ierungskommission durch den R. ubvertrag 
von Versailles beauftragt ist, die Ausbeutung der 
S..ararbeiter zu überrachen. Zuch in Bezug des 308. 
Völkerbundes haben wir Kommunisten Recht Behalten. 
Diese Körperschaft, welche von den Siegerstaaten 
ins Leben gerufen wurde, hat lediglich die Aufga- 
be, als der Cerichtsvollzieher der Antetestanten zu 
Tungieren. Gerade in den letzten "'ochen hat sich 
erneut bewiesen, daß die Saararbeiter von dieser 
Deite nicht das Ele u zu ervrarten haben. 
(Z“ischenruf Karius; Moskaut) Abg.Reinhardt: Herr 
Karius, die "eltgeschichte wird auch über Sie hin- 
weggehen und das Heil von Moskau :rird vielleicht 
früher kommen als Sie glauben!) 

Die Politik der bürgerlichen Parteien mit 
#Binschluss der Sozialdemokraten hat deshalb elenlig- 
lich Schiffbruch erlitten. Das einzige was sie er- 
reicht haben mit ihren Bittfahrten nach Gen? ist die 
Ausschilfung des Rezierungsmitglies Yaugh 
reicher bekanntlich nicht immer nach der Pfeile des 
französischen Jmperialismus getanzt hat. Der. poli- 
tisch Jndiiferenteste muss deshalb zugeben, daß es 
nicht möglich ist, im Rahmen des Versailler Vertrages" 
etwas Lür die Saararbeiterschaft zu erreichen. Js #% 
die Verordnung betrifft, so ist es chne "eiteres klar, 
daß dieselbe ie eg ist, d.h. sie ist nicht | 
in Zinklang zu bringen mit dem Vertrag von Versail- 
les, der ja nach Ansicht der frahzösischen Jmperis- ° 
| listen ein Heiligtum darstellt. Die Regierunsskm- # 
mission hat kein Recht, Gesetze oder Verordnungen I 
| 
| 
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ohne vorherige Anhörung der gewählten Vertretung zu 
erlassen. Der Herr Staatskammissar hat in seiner 
Begründung darauf hingewiesen, daß dieses Streik- 
postenverbot erlassen ‘wurde, um die Freiheit der 

| Arbeit zu garantieren. Der wahre Grund var aber 4 

| zweifellos die Jnteressengemeinschaft zwischen Re- 

; gierungskommission und Unternehmern, insbesondere ip 

In 


der 








TEE 


der französischen Grubenvervaltung. "enn es der Re- 

BER UIBRRONDASBSOH wirklich darum zu tun wäre, die Jn- 
eressen der {rbeiterschaft wahrzunehmen, dann hätte sie 
auch müssen eine Verordnung erlassen velche Maßrege lungen 

und Folgen von gesetzlich erlaubtem Streik durch die 
Unternehmer verhindern würde. Die Regierungskommission 
hat aber nichts derartiges unternoumen. Es liegt viel- 
mehr dis Vermutung nahe, daß die Regierungskommission 
mit den laßregelungen ‘durch den französischen Grubenfis- 
kus einverstanden ist. !lenn dieses nicht der Fall “re 
dann hätte zweifellos die Regierungskommission ihre Macht 
angewandt, umdie A | der durch den Streik 
Gemaßregelten 'zu ermöglichen; das gerade Gegenteil ist, 
ber der Fall. auf 419. Vormi btolungsversuo e der Arbei- 
erorganisationen hat die Regierung kommission zur Ant- 
wort gegeben, daß der Streik eine private Angelegenheit 
sei und aus diesen Grunde könne eine Vernittelung ihrer- 
seits nicht in Frage kommen. Klarer und deutlicher hat 
noch niemals eine hegierung ihr arbeiterfeindliches Ver- 
halten zum Ausdruck Zcbracht. Durch dieses Verhalten 
muss es auch dem letzten Saararbeiter klar werden, daß 
ir von der sogenannten Völkerbundsregierung nicht das 
Geringste zu srwarten haben, "enr der Herr Staatskommis- 
sar durch Hinreis auf die übrigen kapitalistischen Stas- 
ten das Streikpostenverbot als gerecht darzustellen ver- 
sucht, sd ist Aamit noch lange Kein Beweis erbracht, daß- .. 
das Streikpostenverbot zu Recht besteht. Jn dem indu- 
strioellen Ingland ist sogar das Streikpostenstehen ge- 
setzlich anerkannt. Jn einer ganzen Reihe von anderen 
Stauten 'bssteht such keinerlei Verbot des Streikpos ten- 
stehens, Als die Re;zierung ring; pie ihre T-tigkeit 
aeufnahns da wurde in Tausenden von Pl=katen und in Hundert- 
tausenden von Flugblättern der Bevölkerung gesapt; daß 

die kKegierung es als ihre vo’mehmste .. aligabe 
ansehe, für das "ohl und \lehe des Saurvolkes zu Sorgens 

| Zuischenruf: "ehe ! | 
Das Saarvolk besteht aus mindestens 80 Prozent 

arbeiterm. "enn diese Arbeiter heute der itiegierung | 

die Rechnung für ihre T'itigkoit präsentieren, da würde 
ran mit dem besten "illen nichts von "Iohlergehen und 
Gerechtigkeit finden können. Die Selbstbestimmung der 
Völker, welche durch den Völkerbund garantiert werden 
sollte, ist ein 2lender Betrug »n der Menschheit. Eine 3 
Re lerungskommission, welche für eine um ihr Recht kämpfen-?° 

e Arbeiterschaft nichts übrig hat, wie Zuchthausparagra- 3 
nhen und Notvsrordnungen, muss beseitigt werden. | 


TESTER LIE EG SEIT 





Präsiuent: | Herr Reinhard’, Sie dürfen nicht sagen, daß die 


‘ 


- Regierung nur Zue:.thausverordnungen macht. 


ea Prog > 


S.neinhard.. fortfahrend: "ir geben uns keinerlei Hoffnung hin, 
daß die Regierunsskommission freiwillig die Zuchthaus- 
vsrordnung wieder aufhebt. Die Regierung wird diese 
Verordnung nicht aufheben, und wenn der gesamte Landesrat 
suf dem Bauche nach Genf rutschen sollte. Es ist deshalb 
cin Verbreenen, wenn die interfraktionelle Vereinigung 
des Lendesrrtes im.er wieder der Arbeiterschaft vorgau- 
Be Will, daß durch Bitten und Betteln letzten Endes 

och noch etwas zu erreichen sei. Das Saargebiot ist 
durch den Vertrag von Verssailkes zu einer frnzösischen 
IS; Kolonie gemacht worden, und wenn nun die interfraktionel- 
. le Vereinigung der Regierungskommission wieder ihre \üt- 
arbeit anbietet, so tut sie dieses nur, um auch ihren 
Gewrinnanteil 
a ee a 
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| WEIT? 
73 teil bei der Ausbeutung der Saararbeite 
allen, AT en Norordhung, vom 18, Jun! # 
ds.Jrs, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit EU ERTERALSN wird die politische Frei- 
DET En TR A Kuiggpoben- 
angelegt. Durch die Abänderung der Gewerbeordnung 
durch die Verordnung vom 2. Mai ds.Js. soll der 
Saararbeiterschaft dor letzte Rest ihrer Freiheit 
geraubt werden. Jch me die Regierungskommission, 
wo sind die Gesetze und Verordnungen, welche zum 
Tohlergehen der Saararbeiterschaft erlassen wurden? 
Der soziäldemokratische Arbeitsminister Fuhrmann 
hat die Erwerbs losenunterstützung_vor einigen NMo- 
naten bis zu dem Höchstsatz von 75 Centimes pro 
Tag re Der Zentrumsgeistliche Notton 
© 


eds Schulminis ter hat unsere Volksschule voll- 
StEndtz n Praften um un Somit der geis tlichen 
Verdummung ausgeliefert. Die Kriegsopfer, die 
Kapitalrentner und die EU eg sind dem Hun- 
geriode preisgegeben» Hunderte von BEER Berg- 
arbeitern können keine ärbeitsmöglichkeit erhalten; 
auf Grund der bestehenden schwarzen Listen. Das 
Mucher- und Schiebertum steht in vollster Blüte. 

en Ta a ’ 
Dieo er FH ghal ‚reichen nicht aus, 
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ann « Er 
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um auc ernotvrendieste zum Leben zu 
kaufen, ‘Wenn nun die/Arbeiter zur Erkämpfung von 
besseren Lohn- und Arbeitsbedingungen ihre Är- | 
beitskraft Terweigern wollen, dann kommt die Re- J 
jerungskomission nit Ausnahmegesetzen, Mlitär- und ° 
caupoaufgebssön, um die um ihr Recht kämpfenden 
Arbeiter niederzuschlagen. | 
Eine derartige Regierung zu unterstützen, 
bedeutet ein Verbrechen in Kar Naked nohnerkanggt 
Sie, meine Herren, von den bürgerlichen Parteien 
und von den Sozialäsmokraten, Sie haben sich bisher 
jeses Verbrechens schu g emacht le varen es 
ie SINET en ®r TER ha en, 
Sie waren es, die für die Beibehaltung der lLohn- 
und Besoldungssteuer eingetreten sind, Sie haben 
ihre Leute der Regierungskommission zur Ausbeutung 
der Saararbeiter zur Verfügung gestellt, Sie sind 
desh&£lb mit schuldig, wenn es der Re ierung bisher i 
möglich war, die Saäararbeiter zu skläven nerabzudrük- 3 
ken (Zwischenruf Petri; Sie wollten noch höhere 
Steuern bewilligen!) An diesen T.,tsachen ändern 
auch ihre schönen Phrasen, die.Sie bei jeder Ge- 
Fegenheit für die Rechte der Sasrarbei fer vo > japel 
aSsen, nichts. nie sind diejenigen, die mit allen 
> Y Ar IE 
Mena ln.91 Ioreanievag ron.dan prsnhinchen Mlzge 
beiführen wollen. Der deutsche Kapitalismus und 
der französische Jmperialismus hat durch Sie die 
Sinigkeit auf kosten der Saararbeiterschaft herges 
stellt. Dieses ist auch der wahre Grund, weshalb 
Sie am 28. Juli cs I das freie nen ler Regieo- ; 
E zu N n = 3 Int - ae 
Schaden der Arbeiter umzägustalten. Die konn Mi 
stische Partei weiß, daß die Regierungskommission \ 
nicht daran denk?, die von ihr erlassene Zuchthaus- 
ver&rdnung aufzuheben, Die kommunistische Partei 
wird deshalb gemeinsam mit den deutschen Arbeitern 
für die deutsche Rerclution kämpfen, Ferner wird 
die kommunistische Partei mit den klassenberussten 
Arbeitern allsr Länder für die Beseitigung des im- 
perialistischen Vertrages von Versailles ihre ganze 
Kreft einsetzen, Der Regierungskommission des Daar- 
gebietes als Vertreterin des französischen Jmperi- i 
alismus und den bürgerlichen Parteien als die Haınd- # 
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Handlanger des deutschen Kapitalismus sagen wir hiermit den 
schärfsten Kampf an.Es ist überflüssig,ein Gutachten zu der 
Veroränung abzugeben.Inser Genosse Öachin hat in der franzö- 
sischen Kammer ja darauf hingewiesen,was wir von den Naßnah- 
men der Saarreglerung halten. 


( Zuruf: Das war sehr schön !) 


Die kommnistische Partei _ aller Länder wird nicht eher ruhen, 
bis die kapitalistischen Regierungen weggefegt sind. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer! 


+ 
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Fre! NTANER ir , EYE ’ : 
Dr.Scheuer (D,P.J: ‘Venn Herr Reinhard lächerlich genommen wird,sv 


bedsuerc ich das im Interesse des Herrn Reinhard selbst,der 
hier auf dem Nednerpult ein ganz anderer ist als in den Kom 
missionssitzungen,wo ich seine Witarbeit Bgaetzen lernte. Im 
übrigen _möchte ich doch pratestieren,wenn »ie uns,den bürger- 
lichen Parteien mit Einschluß der Sozialdemokratie den Vur- 
wurf machen, die Begutachtung der Verordnung verzögert zu ha- 
ben in der Absicht ,,sie bestehen zu lassen. Ich bedauere wur, 
daß Die nicht mit nach Genf gegangen sind,denn daß wir Schen 
Verschiedenes erreicht haben,ist unbestreitbar und wir laden 
Sie höflichst ein,das nächste Nal mitzugehen. 


( Zuruf Levacher: Nur auf dem Bauch! ) 


ie erste Notrerordnung der ii a enge hat sich 
chon als ein Teil derjenigen Kraft cerwiesen,die stets das 
Böse will una das Wwte schafft.Ein Vorteil der Delegation 
nach Genf war es unbedingt,insofern,als der Boden vorberei- 
tet war,sodaß aus Änlaß dieser ESSENER die ausländischen 
Perlamente in eine Betrachtung über die Rechtszustände in 
Saargebiet csintraten,Sbenso =; sämtliche |! 
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Mitglieder nach 
Genf gerufen worden sind und der Rat des Völkerbundes sie 
etwas näher inspizierte.lch erinnere hier immer wieder an 
den. Hall laugh,der für das volle Becht der Saarbevölkerung 
eintrat und wir begrüßen es,daß sein Nachfolger nicht etwa 
ein Kranzose,sondern ein Kanadier ist,von dem wir erwarten 
dürfen,dlaß er in die Fußstapfen seines Vorgängers eintritt. 
Wer Völkerbundsrat hat der Barca den Auftrag gegeben,den 
irüheren Hechtszustand eg De herzustellen,sie hat 
es aber nur teilweise getan.Einmal weil sie un ihr Prestige 
gefürchtet 


( Zaruf Dr.,Sender: Es wird von der Klugheit erwartet). 


zum anderen,weil sie viel zu sehr auf_Paris eingestellt ist, 
SIE garauf hingewiesen haben.da3 die Regierungskommission 
französische Fylitik gemacht habe und keine saarländische. 
\ch nin selbstrerständlich auch gegen die. Streikpostenver- 
ordnung und lehne die Abgabe eines Gutachtens dazu a%, Ich 
beziehe mich auf die Begründungen,die die beiden ersten Red- 
ner dazu gegeben hahen.Ich bin auch für den Ausbau der Arhei- 
tergesetzgebung.Aber alle Gesetze,die die Hegierungskommis- 
sinn nis jetzt erlassen hat,waren mangelhaft. Die Regierungs- 
kommission hätte dalür sorgen müssen,daß den Hypothekengläu- 
kıgern,die s.Z.ihr gutes Geld AeTseReben. haben, Diclrena Lane 
Papierletzen zurückgegeben werden. Ilceh bin gegen die Not-und 
Streikverordnung,weil sie eine Ausnahmegesetz ist. Das 


Streikpostenstehen 
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Streikpostenstehen war früher niemals verboten,es ist auch | 
heute noch bei Streiks und Äussperrungen zulässig und bedeutet 7 
nichts anderes,als das Fernhalten von Streikbrechern. Auch | 
schwarze Listen sind zulässig,soweit sie nicht in Anwendung 
ebracht werden können gegen das allgemeine Streikrecht oder 
ss Streikgesetz. 
Das Streikpöstenrecht ist ein notwendiges_Korelat des 
Streiks selbst:iDie Verordnung enthält eine ganze Heihe weite- 
rer Bestimnungen,die früher auch im $ 153 nicht gestanden 
haben. Ich glaube auch, daß keine von den un en Parteien dic 
P- ONAnE der Verrufserklärung billigt.Der $ 153 ist nicht 
berechtigt,weil die ordentlichen Gesetze ausreichen,um Aus- 
wüchse_zu bekämpfen, im Abs.2 der Verordnung ist der »streik 
unter Strafe et unter Anwendung der Verrufserklärung, 
um die Fortsetzung des »trciks zu verhindern.Je nach der Aus- 
legun und die Handhabe der Gerichte könnte kein Gewerk- 
schaltsfünrer mehr eine Nede im Streik halten. Las ganze 
Streikrecht wäre damit lahmgelegt und ich würde dem niemals 
zustimmen.Ich lehne die Verördnung ab aus dem Grunde ‚weil j 
sie ein ausnähmegssetz darstellt und einen Rückfall ın frühere” 
Schlechtere Gesetzcszustände bedeutet. 1 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.sender! 


Dr.Sender (S;P.): Ich bitte die Serren,sich darüber zu entschließen, 
ob wir noch weiter tugenilch &laube ‚daß d es doch nur noch 
ein bepiänkel geben wird zwischen dicser und jener farteilı 
Ich möchte das Zentrum bitten,heute nachmittag nicht immer 
einen Redner nach dem anderen vorzuschicken.Ich beantrage 
Schluß der Debatte. 


lerücher \Z.): Auch wir sind für Schluß der Debatte. 


Vorsitzender: “iderspruch erhebt sich nicht.Ich vertage die Sitzung 
bis /2 3 Ihr heute Nachmittag, 
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